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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2022/2023 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 16 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.bund.net/
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Die Wohnungsgemeinnützigkeit 
wurde 1990 in der Annahme abgeschafft, 
dass es einer weiteren steuerlichen Förde-
rung von Wohnungsunternehmen nicht 
 bedurfte – ein folgenschwerer Schritt. 
Jetzt, 30 Jahre später, wird ihre Wieder-
einführung diskutiert.

21

Bei dem auf Bundesebene angelegten 

Bündnis für bezahlbaren Wohn-
raum kann die Flut der beschlossenen 
Maßnahmen nicht verdecken, dass man-
che Idee der Mottenkiste entnommen 
ist und dass die Immobilienwirtschaft als 
Bündnispartner der Politik handfeste Zu-
sagen standhaft verweigerte.

22

Die schöne smarte Welt verspricht 
Arbeitserleichterungen, Sicherheit, wirt-
schaftlichen Nutzen und eine allumfassende 
Ökologisierung – doch die digitale Rundum-

Vernetzung hat ihre Tücken. 

14
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Wir wünschen Ihnen 

 frohe Festtage und für das 
Jahr 2023 Gesundheit, 

Glück und Erfolg.

Vorstand und Geschäfts-
führung des Berliner Mieter-
vereins sowie die Redaktion 

des MieterMagazins
Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder. Sie können Ihren 
Leserbrief auf www.berliner-mieter
verein.de/mietermagazin/leserbrief-
schreiben.htm eingeben oder per 
Post an Berliner Mieterverein, Re-
daktion MieterMagazin, Spichern-
straße 1, 10777 Berlin schicken.

Betr.: MieterMagazin 9/2022, Sei-
 te 16, Jens Sethmann: „Groß ge-
dacht, schlecht gemacht – Giffeys 
Schlüsselprojekt ‚Bündnis‘ steht vor 
dem Scheitern“

Stellung beziehen!

Im Titelbeitrag lautet der  allerletzte 
Satz: „Wenn gewünscht, wird er 
[der BMV] sich weiterhin mit Ver-
bes se  rungsvorschlägen  einbringen.“ 
Was soll das heißen, wenn ge-
wünscht? Erwarten Sie ernsthaft, 
dass Frau Giffey Sie darum bitten 
wird? Denken Sie, dass irgendwer 
der Bündnisteilnehmenden sich da-
rum bemühen wird, den BMV nach 
Verbesserungsvorschlägen zu fra-
gen?
Ich erwarte von Ihnen, dass Sie sich 
aktiv einbringen. Sie sollten die In-
teressen Ihrer Mitglieder und aller 
Mieterinnen und Mieter Berlins ak-
tiv vertreten. Dafür müssen Sie im 
Bündnis weiterhin aktiv Stellung be-
ziehen und Dinge fordern und vor-
schlagen. Eine passive Wartehaltung 
des BMV hilft niemandem, außer den 
anderen Bündnisteilnehmenden, die 
ihre eigenen (gegensätzlichen) Inter-
essen durchbringen wollen.
S. Oltmanns per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 9/2022, Sei-
 te 23, Jens Sethmann: „Experten-
kommission zur Vergesellschaftung 
– Zähe Angelegenheit“

Erste Sitzung mit allen

Auf Seite 23 in Ihrem Beitrag heißt 
es: „Die erste Sit zung fand noch oh-
ne die Abgesandten der Initiative 
statt, weil diese sich lange im Unkla-
ren gelassen fühlte ...“ 
Tatsächlich fand die  konstituieren -
de (das heißt: erste) Sitzung am 
29. Ap ril 2022 unter Beteiligung 
aller von der Initiative benannten 
Abgesandten statt. Eine vorherige 
Sitzung hat nicht stattgefunden 
und war auch nie geplant. Hierzu 
auch die unten aufgeführte Pres-
semitteilung. 
Aleksandar Perovic per E-Mail
www.dwenteignen.de/2022/04/
erste-sitzung-der-enteignungs
kommission-initiative-draengt-auf-
volle-transparenz/

Aleksandar Perovic von der BMV-
Bezirksleitung in Pankow hat recht.
Die Redaktion
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Gesucht: die hellen Sterne 
der Vermieterzunft
Vermieter, die Mängelanzeigen ignorieren, überhöhte 
Mietforderungen stellen, deren Betriebskostenabrech-
nungen nicht stimmen und die ihren Mietern das Leben 
schwer machen, sind den Leserinnen und Lesern durch 
die monatliche Lektüre des MieterMagazins bekannt. 
Aber es gibt auch die anderen: Vermieter, die sich um 
ihr Haus und die Anliegen ihrer Mieterinnen und Mieter 
kümmern, denen eine solide und auf lange Sicht ange-
legte Bewirtschaftung ihres Besitzes wichtiger ist als das 
schnelle Geld. Wenn Sie, liebe Leserin und lieber Leser, 
solche vorbildhaften Vermieterinnen oder Vermieter aus 
eigenem Erleben kennen, nehmen Sie bitte Kontakt mit 
uns auf – wir wollen aufzeigen, dass Vermieten auch 
anders gehen kann: ohne Grusel-Geschichten.
Die Redaktion
Ihre E-Mail bitte an 
gute-vermieter_innen@berliner-mieterverein.de
MieterMagazin 12/2022
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 Persönliche Beratung in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle

L  Wir halten zurzeit an der Plicht zum Tragen einer FFP 2-
Maske als Basisschutz fest. Unsere Beratungszimmer 
sind teilweise klein, und während der Beratung kann  
zudem nicht immer ausreichend gelüftet werden. Bitte 
haben Sie daher Verständnis für diese Maßnahme.

L  Vereinbaren Sie Ihren Termin über unser Servicetelefon 
S 030-226 260. Eine Beratung ohne Terminvereinba-
rung ist in den Beratungszentren nicht möglich. 

L Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssympto -
 men wie Husten und Fieber oder bei einer positiven 
 Testung zu Hause. Wir können Sie auch zu dem verein-
 barten Termin für eine Telefonberatung zurückrufen. 
 Melden Sie sich hierfür vorab telefonisch bei uns.

Telefonische Beratung – kontaktfrei und bequem – 
Sie senden uns vorab Ihre Unterlagen 
Als zusätzliches sicheres Beratungsangebot bieten wir Ih-
nen eine kontaktlose und umfassende Beratung am Telefon 
an. Sie werden genauso umfassend beraten wie in unseren 
Beratungszentren, allerdings in einem Telefongespräch.

L  Bitte vereinbaren Sie auch für die telefonische Beratung 
einen Termin über unser Servicetelefon S 030-226 260.  
Sie werden dann zum Termin von uns zurückgerufen.

Aktuelle Informationen für Sie
agazin 12/2022
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 Berliner Mieterverein auch bei  Facebook 
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
L  Bitte senden Sie uns nach der Terminvereinbarung Ihre 
Unterlagen bis spätestens zwei Tage vor der Beratung 
per E-Mail (an: unterlagen@berliner-mieter verein.de) und  
geben Sie im Betreff Ihren Nachnamen und Ihre Mit-
gliedsnummer an. Nutzen Sie bei Anhängen bitte nur 
die drei gängigen Formate PDF, Office-Dokumente  
und JPEG.  

Weitere Beratungsstellen

Unsere „kleinen“ Beratungsstellen sind wieder  g e     öffnet. 
Nur hier ist eine Beratung ohne vorherige Ter minverein-
barung möglich. Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.

Telefonische Kurzberatung 
ohne Terminvereinbarung 

Die telefonische Kurzberatung erreichen Sie montags bis 
freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags und donners-
tags von 17 bis 20 Uhr unter S 030-226 26-152. In der 
Kurzberatung ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen 
möglich.

E-Mail-Beratung/schriftliche Anfragen 

Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner-mieter verein.de  
oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, Spichern-
straße 1, 10777 Berlin.
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr  Nach name 
hat sich geändert? Sie möchten dem Berliner Mieter-
verein Änderungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Änderungen bitte per Post oder online über: 
www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv.htm 
Vielen Dank.
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann melden Sie sich an unter 
www.berliner-mieterverein.de/mietermagazin-online.htm
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Beratungen zu Weihnachten 
und Jahreswechsel 2022/2023 
Am 24., 31. Dezember 2022 und 1. Januar 2023 
sind alle Einrichtungen des Berliner Mietervereins 
geschlossen. 

Zwischen Weihnachten und Neujahr arbeiten die 
Geschäftsstelle und die Beratungszentren wie ge-
wohnt. Alle weiteren „kleinen“ Beratungsstellen 
bleiben dann geschlossen. 
A
kt

ue
lle

s Wiedereröffnung in Moabit 
Ab dem 6. Dezember ist unsere Beratungs-
stelle bei der Selbsthilfe-, Kontakt- und Be-
ratungsstelle in der Perleberger Straße 44 
wieder geöffnet. NEU: Die Beratung findet 
 dienstags von 15 bis 17 Uhr im linken Laden-
geschäft statt. 
5
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Das Verwaltungsgericht Berlin hat 
eine mieterschützende Abwendungs­
vereinbarung für kündbar erklärt. 
Der Senat legt dagegen Beschwer­
de ein und zieht vor das Oberver­
waltungsgericht.

Verhandelt wurde ein Fall aus der 
Neuköllner Jonasstraße 24. Die Käu  -
ferin des im Milieuschutzgebiet Kör-
nerpark gelegenen  Wohnhauses 
wollte sich nicht mehr an die Ab-
wendungsvereinbarung mit dem Be-
zirksamt halten. Mit einer solchen 
Vereinbarung konnte ein Eigentümer 
den Vorkauf seines Hauses durch 
den Bezirk abwenden, indem er un-
ter anderem zusagte, das Haus 20 
Jahre lang nicht in Eigentumswoh-
nungen umzuwandeln und keine Lu-
xusmodernisierungen  durchzuführen. 
Weil im November 2021 das Bundes-
verwaltungsgericht die Vorkaufspra-
xis im Milieuschutz gestoppt hatte, 
füh len sich einige Eigentümer nicht 

EntSchEiDunG DES VErwAltun

Abwendungsvereinba
6

Die ständigen 

Angriffe auf den 

Berliner Mietspiegel 

lassen die Frage 

aufkommen, ob 

ein anderes System 

der Mietenbegren­

zung nicht weniger 

streitanfällig wäre
mehr an die darauf beruhenden Ab-
wendungsvereinbarungen gebun-
den.
In einem Eilverfahren hat das Ver-
waltungsgericht nun vorläufig ent-
schieden, dass eine solche Vereinba-
rung zwar nicht nichtig ist, aber von 
der Eigentümerin gekündigt werden 
kann. 
Die Entscheidung betrifft nur den 
konkreten Einzelfall, stellt aber al-
le Abwendungsvereinbarungen in 
Frage. Betroffen sind in Berlin 383 
Häuser mit schätzungsweise 7500 
Wohnungen. Der Senat ruft deshalb 
die nächsthöhere Gerichtsinstanz 
an. Dessen ungeachtet haben bis 
Anfang November 58 Vermieter den 
Bezirken gegenüber ihre Vereinba-
rungen aufgekündigt.
Der Berliner Mieterverein (BMV) 
fordert die Bezirke auf, die Abwen-
dungsvereinbarungen mit Nachver-
handlungen wasserdicht zu machen. 
Zudem appelliert er an die Hausbe-
 abgewiese
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sitzer, die Verträge nicht zu kündi-
gen: „Das wäre unsozial, denn den 
Eigentümerinnen und Eigentümern 
wird ja durch die Vereinbarungen 
nichts Unzumutbares auferlegt“, 
so BMV-Geschäftsführer  Sebastian 
Bartels. Nicht zuletzt müsse die Bun-
desregierung das Vorkaufsrecht 
schnell wiederherstellen.
Jens Sethmann

L Verwaltungsge-
richt Berlin vom 
9. September 2022 
– VG 19 L 112/22

Mit protest aus 

den betroffenen 

7500 wohnungen 

ist zu rechnen
ne Klage
Erleichterung beim Senat und beim 
Berliner Mieterverein (BMV): Die 
Klage gegen die Aufstellung des 
Berliner Mietspiegels 2023 blieb 
ohne Erfolg. Durch das Gerichtsver­
fahren ging viel Zeit verloren, jetzt 
kann die Arbeit beginnen.

MiEtSpiEGEl 2023

Erleichterung über die
Ende Oktober hat das Kammerge-
richt eine Klage des Regensburger 
Instituts EMA gegen die Ausschrei-
bung der Berliner Mietspiegel 2023 
und 2025 abgewiesen. Entgegen der 
Ansicht des Klägers ist der in der 
Ausschreibung geforderte Tabellen-
mietspiegel sehr wohl eine geeigne-
te Methode für einen qualifizierten 
Mietspiegel.
„Ich begrüße die Entscheidung des 
Gerichts, weil wir nun die  Klarheit 
haben, um mit der inhaltlichen 
 Arbeit am nächsten  qualifizierten 
Mietspiegel zu beginnen“, erklärt 
Stadtentwicklungssenator  Andreas 
Geisel (SPD). Eigentlich sollte die 
Datenerhebung schon im  September 
beginnen, wurde aber vom laufen-
den Gerichtsverfahren blockiert. 
Aufgrund der verlorenen Zeit ist es 
nicht mehr möglich, turnusmäßig im 
Mai 2023 einen neuen qualifizierten 
Mietspiegel vorzulegen. Um Rechts-
unsicherheiten zu vermeiden, wollen 
sich die Beteiligten zunächst auf ei-
nen einfachen Übergangs-Mietspie-
gel verständigen.
Erleichterung auch beim Berliner 
Mieterverein: „Das war eine neue 
Dimension des Angriffs auf den 
Mietspiegel“, sagt Geschäftsführe-
rin Wibke Werner. Der Mietspiegel, 
der die ortsübliche  Vergleichsmiete 
abbilden soll und somit das Maß 
für Mieterhöhungen darstellt, wird 
ständig juristisch attackiert und er-
füllt deshalb immer weniger seine 
Aufgabe, Streitigkeiten zu befrieden. 
Für den Mieterverein Grund genug, 
das System der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete zu hinterfragen. „Ein 
Mietpreisdeckel mit klar definierten 
Obergrenzen wäre deutlich weniger 
streitanfällig“, so Werner.
Jens Sethmann
MieterMagazin 12/2022
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Auch wer über ein durchschnittli­
ches Einkommen verfügt, hat unter 
umständen Anspruch darauf, dass 
das Jobcenter eine hohe Betriebs­
kostennachzahlung ganz oder teil­
weise übernimmt. Der Berliner Mie­
terverein wird seine Beratung für 
solche Fälle ausbauen. 

Wenn das Einkommen nicht aus-
reicht, um hohe Nachforderungen 
zu begleichen, können sich auch 
Menschen, die sonst keine Transfer-
leistungen beziehen, ans Jobcenter 
wenden. Vor allem für diejenigen, 
die durchs Raster der verschiedenen 
Entlastungspakete fielen – etwa frei-
berufllich Tätige, die die einmalige 
Energiepauschale gar nicht oder erst 
sehr viel später erhalten – kann das 
die letzte Rettung sein. Der fällige 
Nachzahlungsbetrag wird für einen 
Monat dann einfach in den Grund-
bedarf eingerechnet. 
Ein Beispiel: Ein:e Single mit einem 
Einkommen von 4000 Euro brutto 
(2554 Euro netto) und einer Warm-
miete von 750 Euro erhält eine Be-
triebskostenabrechnung mit einer 
Nachzahlungsforderung von 2000 
Euro. Gerechnet wird dann folgen-
dermaßen: 449 Euro Regelsatz für 
Alleinstehende plus 750 Euro Brut-
towarmmiete zuzüglich 2000  Euro 
Nachzahlung ergibt ein Existenzmi-
nimum für diesen Monat von 3199 
Euro. Davon abgezogen werden 
2254 Euro (eigene Einkünfte, berei-
nigt um den Freibetrag für Erwerbs-
tätige). Macht 945 Euro Anspruch 
auf Sozialleistungen im Monat der 
Fälligkeit. Eigenes Vermögen bleibt 
bis zu 60 000 Euro unberücksichtigt. 
Auch Selbstständige können die 
Übernahme beantragen. Für Rent-
ner:innen ist in der Regel (Ausnah-
me: Erwerbsminderungsrente) das 
Sozial amt mit der Leistung Grund-
sicherung zuständig. Kompliziert 
wird’s bei Studierenden und Aus-
zubildenden. Da kommt es unter 
anderem darauf an, ob man Bafög 
bekommt. 

nEBEnKOStEnnAchZAhlunG 

letzte rettung 
Jobcenter
MieterMagazin 12/2022
Wichtig: Der Antrag muss im Monat 
der Fälligkeit gestellt werden. Ein 
einfacher (formloser) Antrag mit ei-
ner Kopie der Abrechnung genügt. 
Es kann also Sinn machen, sich ge-
gen die freiwillige Erhöhung der 
Vor auszahlungen zu wehren und 
stattdessen die Nachforderung ab-
zuwarten. „Wer mit der Zahlung der 
erhöhten Vorschüsse überfordert 
wäre, sollte sich zweimal  überlegen, 
ob er:sie sich darauf einlässt“, rät 
der Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins, Sebastian Bartels. 
Solange keine Abrechnung  vorliegt, 
muss man einer Anhebung nicht 
zu stimmen. 
Birgit Leiß
wenn mit der neben­

kostenabrechnung 

eine hohe nachzah­

lung gefordert wird, 

hat auch ein:e nor­

mal verdiener:in unter 

umständen recht 

auf unterstützung 

durch das Jobcenter

L Jeden Dienstag 
findet im BMV-Bera-
tungszentrum Müller-
straße eine spezielle 
Beratung durch eine 
auf Sozialrecht spe  -
zialisierte Rechts-
anwältin statt. Die 
 Beratungszeiten sol-

len erweitert werden. 

Infos und Anmeldung 

(nur mit Terminver-

einbarung) unter 

S 030 226 26 0
tiny houses: Boom durch Krise?

Im Jahr 2022 ist das Interesse an Tiny Houses stark  angestiegen: 
 Eine Zunahme der Anfragen von Kaufinteressierten um 32 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr verzeichnet Como bau, ein  Online-
Portal für Mobil- und Modulbau. Richteten sich 2021 noch 18 Pro-
zent aller Anfragen an Häuser unter 40 Quadratmeter, waren es 
in diesem Jahr 24 Prozent. Als Gründe dafür benennt Comobau die 
drastisch ge stiegenen Energiekosten – im vergangenen Jahr hät-
ten noch ökologische Gründe überwogen. Auch Regina  Schleyer, 
Vorsitzende des Tiny House Verbandes, sieht das Interesse an den 
Mini-Häusern wachsen. Doch Interesse ist nicht gleichzusetzen 
mit Realisierung. Die Umsetzung des Eigenheimwunsches im Klei-
nen verlaufe eher verhalten. Die Gründe: Kredite für den Erwerb 
werden nicht (mehr) genehmigt und Inflation und gestiegene Ma-
terial preise sprengen den gesetzten fi nanziellen Rahmen der Bau-
willigen. Auch die Grund stücksfindung sei nach wie vor nicht ein-
fach.  Katharina Buri
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Der Tiny House 
Verband be-

antwortet die 
wichtigsten 

Fragen rund um 
die beliebten 
Mini-Häuser:

www.tiny­house­
verband.de/faq
7
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Deutschland droht, die selbstge-
steckten Ziele des Klimaschutzge-
setzes zu verfehlen. Das Bundes-
wirtschaftsministerium hat nun 
Eckpunkte für ein Klimaschutz-So-
fortprogramm vorgelegt, mit dem 
die CO2-Einsparungen bis 2030 
doch noch erreicht werden kön-
nen.

Nach dem Klimaschutzgesetz vom 
November 2019 soll der Treibhaus­
gasausstoß bis 2030 gegenüber 
1990 um 65 Prozent sinken und die 
Klimaneutralität im Jahr 2045 er­
reicht sein. Neben dem Klimaschutz­
Sorgenkind Nummer 1, dem Ver­
kehrssektor, ist auch der Gebäude­
bereich nicht Bestandteil dieses Re­
duzierungsplans. 
Bis 2030 soll die Wärmeerzeugung 
zur Hälfte klimaneutral erfolgen. 

SOfOrtprOgramm

Klimaziel  
doch erreichbar?

Wird das Sanie- E 
rungstempo im 

energetischen 

Bereich erhöht, kann 

das angestrebte 

CO2-Ziel bis 2030 

erreicht werden
8
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Wenn man das Sanierungstempo 
deutlich steigert und sich konse­
quent von fossilen Brennstoffen ver­
abschiedet, kann das nach Aussa­
ge des Bundeswirtschaftsministeri­
ums gelingen. 
Das Sofortprogramm sieht vor, dass 
ab dem Jahr 2024 nur noch Heizun­
gen neu eingebaut werden dürfen, 
die zu mindestens 65 Prozent mit er­
neuerbaren Energien betrieben wer­
den. Für Neubauten gilt ab 2025 der 
Sie sollen wissen, dass de
dagegenhält
Standard „Effizienzhaus 40“. Die 
Nutzung von Solarenergie auf den 
Dächern soll dabei die Regel wer­
den, bei Gewerbe­Neubauten so­
gar Pflicht. Die Bundesförderung für 
effiziente Gebäude (BEG) wird auf 
dieses Ziel hin neu ausgerichtet. Zu­
dem werden die Länder beziehungs­
weise die Städte dazu verpflichtet, 
eine verbindliche „Kommunale Wär­
meplanung“ aufzustellen.
Jens Sethmann
r mieterverein  
raphael thieme 

Alter: 67 Jahre
Berufliche Tätigkeit: Bauingenieur, 
heute als Beschäftigungstherapeut 
in einem Berliner Seniorenhaus tätig 

Das Charlottenburger Mietshaus, in 
dem ich seit über 35 Jahren wohne, 
ist typisch für Berlin: Ein Gründer­
zeitbau, der viele Jahre einem priva­
ten Vermieter gehörte. Der Weg zu 
ihm war kurz, denn er wohnte im 
Vorderhaus. Nicht dass er sehr en­
gagiert gewesen wäre, aber mit sei­
nen Mietern wollte er keine Pro­
bleme: „Willste was verändern, 
kanns te das, wenn du es selber be­
zahlst“, war seine Devise. Er selbst 
ließ nur das Nötigste machen, und 
vor einigen Jahren verkaufte er sei­
ne Immobi lien schließlich. Danach 
kamen besonders die älteren unter 
meinen Nachbarn zu mir und woll­
ten wissen: Darf der neue Hausherr 
 einfach die Miete erhöhen? Natür­
lich nicht, habe ich ihnen geantwor­
tet – und sie an den Berliner Mieter­
verein ver wiesen. Als  langjähriges 
Mitglied und Leiter der Mieterver­
eins­Bezirksgruppe Charlottenburg­
Wilmersdorf beobachte ich seit Lan­
gem, wie es hier im Kiez so läuft. 
Die neuen Eigentümer lassen entwe­
der das Haus verfallen, bieten Ab­
standszahlungen – oder melden Ei­
genbedarf an. Wenn die Leute erst­
mal raus sind, kontrolliert niemand 
mehr, wer da einzieht. Nicht selten 
geht es den Besitzern um die Um­
wandlung in  Eigentumswohnungen 
– oder um Abriss und Neubau im 
Luxussegment. Nach meiner Mei­
nung unternimmt der Senat dage­
gen so gut wie nichts. Das ist auch 
ein Grund, warum ich mich hier 
engagiere. Sie sollen wissen, dass 
der Mieterverein dagegenhält. Mit 
mietenpolitischem Sachverstand 
und mit Verbündeten. Wir haben 
 gute Kontakte zu Parteien, Abge­
ordneten, Kirchen und Vereinen ge­
knüpft. Und unsere Mietrechtsan­
wälte konnten so manches verhin­
dern: Etwa die Verdrängung eines 
schwerbehinderten Mannes und 
 seiner kranken Frau. Wenn der Ver­
mieter freie Bahn gehabt hätte, wä­
ren sie wohl ausgezogen. 
Ich kann nur allen raten, sich nicht 
einschüchtern zu lassen oder klein 
beizugeben, sondern mit ihren Prob­
lemen zu uns zu kommen. Wer Mit­
glied im Mieterverein ist, ist für ei­
nen Streitfall gut gewappnet.
Aufgeschrieben von 
Rosemarie  Mieder
L Wenn Sie mit 

Raphael Thieme von 
der BMV-Be zirks-
gruppe Char lotten-

burg-Wilmersdorf 
Kontakt auf nehmen 
möchten, dann 
wenden Sie sich 
bitte per E-Mail an 

christel@berliner-
mieterverein.de
oder per Telefon 
030 226 26 144 an 

Thomas Christel
MieterMagazin 12/2022



 ErSatZvErSOrgUNg

 die Berliner Betroffenen teuer zu stehen

Was recht ist, kann 

der gasag nur recht 

sein: Wer statt in die 

grundversorgung in 

die Ersatzversor-

gung rutscht, zahlt 

einen deutlich 

höheren preisFo
to

: G
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Deutschlandweit ist der gaspreis-
anstieg gefürchtet. Doch in Berlin 
wird es womöglich noch teurer als 
anderswo. Hier droht vielen, dass 
sie in die teure Ersatzversorgung 
rutschen.

Die Grundversorgungspflicht, der 
Unternehmen wie der Berliner Gas­
anbieter Gasag unterliegen, gilt nur 
für Haushaltskunden. Wer als sol­
cher zählt, hat die Bundesregierung 
im Sommer mit der Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes geän­
dert. Nun werden dort unter § 3 
Absatz 22 Haushaltskunden ziem­
lich umständlich wie folgt definiert: 

„Letztverbraucher, die Energie über­
wiegend für den Eigenverbrauch 
im Haushalt oder für den einen 
Jahresverbrauch von 10 000 Kilo­
wattstunden nicht übersteigenden 
Eigenverbrauch für berufliche, land­
wirtschaftliche oder gewerbliche 
Zwecke kaufen.“ 
Im rbb wurde Ende Oktober der Fall 
eines Hauseigentümers im Bezirk 
Prenzlauer Berg vorgestellt, in des­
sen Mietshaus im Zuge einer Hei­
zungsmodernisierung vor einigen 
Jahren die einzelnen Gaszähler der 
Wohnungen zugunsten eines zentra­
len Zählers getauscht wurden. Dies 
wird den Mieterinnen und Mietern 
nun zum Verhängnis. Denn aus Sicht 
der Gasag, bei der er nach Kündi­
gung seines bisherigen Anbieters lan­
dete, übersteigt er mit seinem Miets­
haus die Verbrauchsgrenze und zählt 
damit nicht mehr als Haushaltskun­
de, sondern als „sonstiger Letztver­
braucher“. Dadurch landet er auch 
nicht in der preisgünstigeren Grund­
versorgung, sondern in der deutlich 
teureren Ersatzversorgung. 
Dem Mieterverein liegt der Fall eines 
Einzeleigentümers vor, dem es eben­
so erging – und dessen Mieter nun 
plötzlich auch die höheren Kosten 
der Ersatzversorgung tragen müs­
sen. Auf ei ne Vermieterbeschwerde 
antworte te die Gasag: „Wir möch­
ten keineswegs unterstellen, dass die 
Vermietung des belieferten Objektes 
zu gewerblichen Zwecken erfolgt – 

gaS: grUNDvErSOrgUNg UND

gesetzeslücke kommt
MieterMagazin 12/2022
für die Frage, ob es sich um eine Er­
satzversorgung für Haushaltskunden 
oder sonstige Letztverbraucher han­
delt, ist dieses Kriterium auch nicht 
erheblich.“ Im Folgenden wird auf 
die Definition im geänderten Ener­
giewirtschaftsgesetz verwiesen. 
Verbraucherschützer sehen den Feh ­
ler daher in den Festlegungen des 
Gesetzes und mahnen  drin gend 
Nachbesserungen an. Die Zeit drängt: 
Laut rbb­Reportage werden berlin­
weit 21 Prozent der Wohnungen 
über Gas­Sammelheizungen ver­
sorgt, rund 350 000 Mieterinnen 
und Mieter könnten insofern von 
den hohen Kosten betroffen sein.
Katharina Buri

L Die Verbraucher-
zentrale bündelt 
Informationen zur 
Energiekrise unter 

www.verbraucher
zentrale.de/energie
preiskrise-informatio
nen-und-beratungs
angebote-75016 
Web
Heizspiegel: Einsparpotenziale 
werden nicht ausgeschöpft
Die Kosten für das Heizen mit Gas haben sich  zwischen 2020 und 
2022 verdoppelt. Das zeigt der aktuelle Heiz spiegel der gemein­
nützigen Beratungsgesellschaft co2online. Für eine durchschnitt­
liche 70­Quadratmeter­Wohnung fielen 2021 gegenüber dem 
Vorjahr Mehrkosten für Gas von 135 Euro an, ein Anstieg um 20 
Prozent. Für das laufende Jahr rechnet die Beratungsgesellschaft 
co2online mit einem weiteren Plus von 67 Prozent oder 550 Euro. 
Wer mit Öl heizt, müsse gar mit zusätzlichen Kosten von 130 Pro­
zent rechnen. Auch für die anderen Heizungsarten – Fernwärme, 
Wärmepumpe und Holzpellets – wird es teurer. „Solch ein  starker 
Anstieg der Heizkosten wurde seit der ersten Veröffentlichung des 
Heizspiegels im Jahr 2005 noch nie verzeichnet“, sagt co2online­
Geschäftsführerin Tanja Loitz. 
Der Heizspiegel zeigt auch, dass viele Mieterinnen und Mieter 
mögliche Sparpotenziale noch nicht ausschöpfen. Um diese zu er­
mitteln, braucht es nur den aktuellen Heizkostenbescheid. Damit 
klickt man sich durch einige Fragen – und erhält am Ende eine in­
dividuelle Verbrauchs­ und Kostenanalyse. Dies dauere nur fünf 
Minuten – und es seien Sparpotenziale von jährlich bis zu 1200 
Euro möglich, verspricht die Plattform.                Katharina Buri
Hier können Heizkosten 
geprüft und Sparpoten-

ziale ermittelt werden: 

www.heizspiegel.de
9
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In der Debatte um das Bürgergeld 
hatte sich das Land Berlin für wei­
tergehende Neuerungen eingesetzt 
als im ursprünglichen Gesetzent­
wurf der Ampelkoalition vorge­
sehen – etwa für die Übernahme 
von Kosten für Haushaltsgroßge­
räte und Energieschulden als Bei­
hilfe. Nun kam es anders: Statt 
ausgebaut zu werden, wurde das 
Vorhaben abgespeckt.

Dass Berlin dann dem ursprünglichen 
Gesetzentwurf trotzdem zugestimmt 
hat, liegt da ran, dass es sich insge-
samt um „eine Verbesserung im Ver-
gleich zu Hartz IV handelte“, sagte 
Stefan Strauß, Sprecher der Senats-
verwaltung für In tegration, Arbeit 
und Soziales.
Berlin hatte sich auch für eine Erhö-
hung des Regelsatzes für eine allein-
stehende Person um mindestens 229 
Euro und die vollständige Abschaf-
fung aller Sanktionen eingesetzt. 
Auch das fand keinen Eingang in 
den Gesetzesentwurf der Ampel, 
wie er dann im Bundestag beschlos-
sen wurde, kurz darauf aber im Bun-
desrat an der Union  scheiterte. Noch 
bevor es zu Verhandlungen im Ver-
mittlungsauschuss kommen  sollte, 
einigten sich Vertreter der Regierung 
und der CDU/CSU auf Veränderun-
gen, mit denen auch die unionsge-
führten Länder den Entwurf mittra-
gen konnten. So wurde verein bart, 
die Sanktionsmöglichkeiten wieder 
zu verschärfen, indem die Karenz-
zeit, in der die Kosten für die Woh-
nung ohne Prüfung übernommen 
werden, von zwei Jahren auf ein Jahr 
herabgesetzt wird. Auch eine Ab-
senkung des Schonvermögens von 
Bürgergeld-Beziehern konnte die 
Union durchsetzen. Mit diesen Än-
derungen passierte der Gesetzent-
wurf schließlich den Bundesrat, und 
der Einführung des Bürgergelds zum 
1. Januar 2023 steht nun nichts mehr 
im Wege.
Die Neuregelungen finden auch Ein-
gang in die aktuelle Anpassung der 
Ausführungsvorschrift Wohnen (AV 
Wohnen). So werden aufgrund der 

BÜrGErGELD 

Berlin wollte mehr
10
starken Preissteigerungen und Preis-
schwankungen künftig keine Grenz-
werte für Heizkosten genannt, son-
dern Grenzwerte für Verbräuche auf 
Grundlage des  Bundesheizspiegels 
angegeben, den die gemeinnützige 
co2online herausgibt. „Somit ist si-
chergestellt, dass die Höhe der Heiz-
kosten auch dann berücksichtigt wird, 
wenn sie aufgrund der derzeitigen 
Energiepreise stark gestiegen ist, ob -
wohl keine Steigerung des Verbrauchs 
stattgefunden hat“, so die Berliner 
Senatsverwaltung. Im Regierungs-
entwurf war zunächst vorgesehen, 
die Heizkosten in tatsächlicher Hö-
he zu übernehmen. Diese Regelung 
wurde im weiteren Verfahren auf die 
Kosten in angemessener Höhe be-
schränkt.               Sandra Diekhoff

L Das MieterMaga zin 

wird in seiner nächsten 

Ausgabe über die 

Durchführungsdetails 

des neu eingeführten 

Bürgergeldes berichten.
Der Name des neuen Gesetzes 

drückt mehr Wertschätzung aus, aber wie 

der Umgang mit den Betroffenen ist, wird 

die Praxis in den Jobcentern zeigen
Buch
Metapher der Ausgrenzung 
Die Europacity nördlich des Hauptbahnhofs ist ein Para-
debeispiel für eine misslungene, rein  profitorientierte 
Stadtentwicklung. Das kürzlich erschienene  Büchlein 
„Am Rand von EuropaCity“ wirft einen kritischen Blick 
auf die Entwicklung des ehemaligen Bahnareals und stellt 
Fragen wie: Wem gehört die Europacity? Warum sind 
hier fast nur teure (Eigentums-) Wohnungen entstanden, 
ohne Bezug zu den benachbarten Stadtteilen? Hochglanz-
fotos von der – ohnehin recht langweiligen –  Archi tek tur 
darf man nicht erwarten. Stattdessen sind Schwarz-
Weiß-Aufnahmen von der Riesenbaustelle, aber auch 
von den Menschen und Häusern in den angrenzenden 
Kiezen in Moabit und Wedding zu sehen. Breiten Raum 
nehmen die Stimmen ein, die Alexis Hyman Wolff und 
Yves Mettler – zwei der drei Autoren – 2018/2019 im 
Rahmen des künstlerischen Projekts „Am Rand von Eu-
ropaCity“ eingefangen haben. Bei öffentlichen Spazier-
gängen und mit Holzlatten unterm Arm haben sie mit 
Anwohnern, Passanten, Aktivisten und Anglern über  ihre 
Sicht auf die Europacity gesprochen. Ausgerechnet ein 
Großprojekt, das Europa im Namen trägt, wird angesichts 
der hohen Mieten und dem hohen Anteil an Eigentums-
wohnungen zur Metapher der Ausgrenzung, schreiben 
die Autoren. Für sie steht die Europacity für eine Neolibe -
ralisierung der Stadt, die vorhandene nachbarschaftliche 
Strukturen zerstört sowie Ausschluss und Verdrängung 
produziert.  bl

Alexis Hyman Wolff, 
Achim Lengerer, Yves 
ettler: „Am Rand von 
EuropaCity“, Berliner 
fte zu Geschichte und 

genwart der Stadt # 9, 

Juli 2022, 7 Euro

(als e-book 3,99 Euro)
MieterMagazin 12/2022
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In Berlin wird es auch diesen Win-
ter wieder Plätze für Notübernach-
tungen geben. Das Geld, das der 
Senat dafür eingeplant hat, reicht 
aber hinten und vorne nicht aus. 
Gestiegene Energiepreise machen 
die Schlafplätze so teuer wie nie 
zuvor.

Die diesjährige Kältehilfe in Berlin 
steht vor enormen Herausforde­
rungen: explodierende Energiekos­
ten, hohe Lebensmittelpreise und 
Probleme mit dem Angebot auf 
dem Immobilienmarkt machen das 
Bereitstellen von Notunterkünften 
außerordentlich schwierig. Dennoch 
stehen ab dem 1. November wie­
der 1000 Not­Übernachtungsplätze 
zur Verfügung, wo Menschen ohne 
Obdach mit einem warmen Schlaf­
platz und mit warmem Essen ver­
sorgt werden. Zusätzlich ist Abend 

OBDachlOS Im KältEWINtEr

Ehrenamtliche und Sp
12

auf die im Woh- E 

nungsamt tätigen 

kommt ab Januar 

durch die Gesetzes-

reform viel arbeit zu
für Abend der Kältebus der Berliner 
Stadtmission im Einsatz. Er verteilt 
warme Kleidung und Schlafsäcke an 
Bedürftige.
Aber allein um die Infrastruktur der 
Notübernachtungen am Laufen zu 
halten, ist wesentlich mehr Geld 
notwendig, als der Senat  momen ­
tan zur Verfügung stellt – 17  Euro 
pro Kopf und Übernachtung. Die­
se Summe hat sich seit Jahren nicht 
verän dert. Inzwischen wären 30 bis 
40  Euro notwendig, bemängeln die 
Wohltätigkeitsorganisationen, die 
die Berliner Kältehilfe seit 33 Jahren 
mit dem Senat organisieren. „Hät­
ten wir nur die 17 Euro“, stellt auch 
 Oliver Nöll (Linke), Stadtrat für So­
ziales in Friedrichshain­Kreuzberg 
nüchtern fest, „könnten wir die Not­
übernachtungen gar nicht aufma­
chen.“ Sein Bezirk stellt wie in je­
dem Jahr die meisten Schlafplätze 
h im Schnit
zur Verfügung. Ausgeglichen wird 
die Unterfinanzierung noch immer 
mit Hilfe von Spenden und der Ar­
beit vieler Ehrenamtlicher. 
Rosemarie Mieder
Mieter

t verdoppeln
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Denen, die einen 

Not übernachtungs-

platz nicht bekom-

men oder nicht 

wollen, hilft der 

Kältebus durch die 

frostigen Nächte

L Weitere In-
formationen: 

www.kaeltehilfe-
berlin.de
Auf das Engagement 

und die Achtsamkeit 

der Berliner setzt 

auch das Kältetele-

fon: 030 34397140. 

Seit Anfang Oktober 

ist es täglich von 19 

bis 23 Uhr besetzt. 
ab Januar wird es mehr Wohngeld 
geben und es werden mehr men-
schen anspruch auf diese Sozial-
leistung haben. Die längst über-
fällige reform wurde kürzlich vom 
Bundestag verabschiedet. am 25. No -
vember hat auch der Bundesrat  der 
Gesetzesreform zugestimmt. 

Wohngeld ist kein Almosen, sondern 
soll helfen, die gestiegenen Wohn­
kosten zu bewältigen. Was ist nun 
neu beim sogenannten Wohngeld­
Plus? Zum einen wurden die Ein­
kommensgrenzen erhöht. Die ge­
naue Berechnung ist komplex – am 
besten, man nutzt einen Wohngeld­
Rechner (siehe Randspalte), denn es 
gibt diverse Freibeträge. 
So liegt die Einkommensgrenze ab 
2023 für einen Single in Berlin zwi­
schen 1466 und 2094 Euro brutto 
(derzeit 1099 bis 1570 Euro), bei ei­
nem dreiköpfigen Haushalt zwischen 
2458 und 3512 Euro (statt 1812 bis 

WOhNGElDrEfOrm

Der Zuschuss wird sic
2589 Euro). Kindergeld bleibt  außer 
Betracht. Nach wie vor wird die tat­
sächliche Miete nur bis zu einem 
bestimmten Höchstbetrag berück­
sichtigt. Berlin wird zurzeit der Miet ­
stufe IV (von insgesamt VII) zuge­
rechnet. Ob sich daran endlich et­
was ändert, ist noch unklar. 
Neu ist außerdem, dass die Heiz­
kosten berücksichtigt werden. Das 
geschieht in Form eines pauscha­
len Zuschlags, abhängig von der 
Haushaltsgröße. Allein durch  diese 
Heizkostenkomponente bekommt 
ein Einpersonenhaushalt im Schnitt 
60 Euro mehr Wohngeld. Bei einem 
vierköpfigen Haushalt sind es 100 
Euro mehr. Zusätzlich gibt es eine 
Klimakomponente: Für Wohnun­
gen mit einem hohen energetischen 
Standard – die oft besonders  teuer 
sind – wird ein Zuschlag auf den 
Miethöchstbetrag gewährt. 
Insgesamt soll durch diese Neue­
rungen der Kreis der Wohngeldbe­
rechtigten von derzeit rund 600 000 
Haushalten auf 2 Millionen steigen. 
Der monatliche Zuschuss wird sich 
von durchschnittlich 180 Euro auf 
370 Euro verdoppeln. Das Institut 
der Deutschen Wirtschaft (IW) hat 
errechnet, dass eine vierköpfige Fa­
milie in München (höchste Mietstu­
fe) mit einem Gesamteinkommen 
von 2386 Euro brutto und einer Mie­
te von 1000 Euro künftig statt 481 
Euro 804 Euro bekommen wird. 
Birgit Leiß
L Der Antrag ist 
beim bezirklichen 
Wohnungs- oder 

Bürgeramt zu stellen 
oder online unter 

https://service.
berlin.de/dienst
leistung/120656 
Wohngeldrechner 
des Bundesbau-

ministeriums: 

www.bmwsb.bund.
de/Webs/BmWSB/
DE/themen/
stadt-wohnen/
wohnraumfoerde
rung/wohngeld/
wohngeldrechner-
2022-artikel.html
Magazin 12/2022

https://www.kaeltehilfe-berlin.de
https://service.berlin.de/dienstleistung/120656
https://www.bmwsb.bund.de/Webs/BMWSB/DE/themen/stadt-wohnen/wohnraumfoerderung/wohngeld/wohngeldrechner-2023-artikel.html
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ab dem 1. Januar 2023 tritt die auf-
teilung des cO2-Preises zwischen 
mietenden und Vermietenden in 
Kraft. Damit müssen mieter:innen 
die last nicht mehr allein tragen. 
Der anreiz, klimascho nende heizun-
gen einzubauen, bleibt jedoch ge-
ring.

Die Aufteilung des CO2­Preises rich­
tet sich nach dem Treibhausgasaus­
stoß des Wohngebäudes. In den 
energetisch schlechtesten  Häusern 
müssen Vermieter:innen künftig 95 
Prozent der CO2­Abgabe  zahlen. 
In Zehn­Prozent­Schritten erhöht 
sich der Mieter:innenanteil, je kli­
mafreundlicher das Gebäude ist. In 
den energetisch besten Häusern müs­
sen Mieter:innen die Abgabe zu 100 
Prozent tragen. Damit soll einerseits 
der Einbau effizienter Heizungsan­
lagen angeregt, andererseits zum 
sparsamen Verbrauch angehalten 
werden. Angesichts der schon sehr 
hohen Preise für Gas und Öl wer­

cO2-PrEIS-auftEIluNG

aufwand groß, 
Zweck verfehlt
MieterMagazin 12/2022

Die Innenstädte 

siechen vor sich 

hin – was tun?
de die Abgabe ihr Hauptziel verfeh­
len, meint der Berliner Mieterverein 
(BMV). „Das Gesetz dürfte in der 
Praxis schwer umsetzbar sein und 
damit im wahrsten Sinn des Wortes 
viel Energie verschwenden, denn die 
der Höhe nach relativ geringen Kos­
ten werden Vermieter:innen kaum 
dazu bewegen, die energetische Ge­
bäudemodernisierung zu beschleu­
nigen“, sagt BMV­Geschäftsführer 
Sebas tian Bartels.
Für die Mieter:innen geht hingegen 
jede zusätzliche Belastung an die 
Substanz. Melanie Weber­Moritz, 
nenstädte?
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Direktorin des Deutschen Mieter­
bundes (DMB) fordert deshalb: „Die 
nationale CO2­Bepreisung sollte für 
die Dauer der Energiepreiskrise aus­
gesetzt werden.“ Seitdem die Abga­
be 2021 eingeführt wurde, zahlen 
die Mietenden sie allein – insgesamt 
rund eine Milliarde Euro pro Jahr. 
Um die Bevölkerung nicht zu über­
fordern, hat die Bundesregierung 
den planmäßigen Anstieg des CO2­
Preises auf 35 Euro pro Tonne aus­
gesetzt. Dieser bleibt 2023 bei 30 
Euro. 
Jens Sethmann

L Wie sich die 
CO2-Abgabe im 
Einzelnen berechnen 

und auf Richtigkeit 

überprüfen lässt, wird 

der Hintergrundbei-

trag „10 Fragen zur 

CO2-Abgabe“ in der 

nächsten Mieter-

Magazin-Ausgabe 

1+2/2023 erläutern.

Die Redaktion
Deutschlands Innenstädte durch-
laufen einen Wandel – beschleunigt 
durch corona-Pandemie, ukraine-
krieg, Klimawandel und das zuneh-
mend beliebte Online-Shopping. 
Dass dies auch chancen birgt, zeigt 
eine aktuelle untersuchung.

StaDtENtWIcKluNG

chance auf buntere In
Auf den ersten Blick sind die Ent­
wicklungen krisenhaft für die Kom­
munen und ihre Innenstädte. Die 
Mieten steigen, die Umsätze sinken, 
die Aufenthaltsqualität lässt nach, 
die Kundschaft bleibt aus. Eine vom 
Deutschen Institut für Urbanistik 
(Difu) durchgeführte interdiszipli­
näre Studie hat nun untersucht, wie 

„frischer Wind in die Innenstädte“ 
gelangen kann. 
Das Ergebnis der Studie zeigt: Kom­
munen brauchen zunächst ein klares 
Zielbild. Sie müssen die Nutzungs­
vielfalt erweitern, etwa indem  reine 
Einkaufsmeilen durch Bildungs­, 
Kultur­ oder soziale Angebote auf­
gewertet werden. Die Studie nennt 
zudem sechs zentrale Schwerpunkte, 
sogenannte „Transformationsbau­
steine“, denen bislang noch zu we­
nig Bedeutung beigemessen wird: Kli­
maanpassung, Klimaschutz, Mobili­
tätswende, sozialer Zusammenhalt, 
Gemeinwohlorientierung und Kreis­
laufwirtschaft. 
Sandra Wagner­Endres, eine der Au­
torinnen der Studie, sagt: „Die In­
nenstadt ist ein Gemeinschaftswerk. 
Die jetzt notwendige Transformation 
kann sich für Kommunen als Chance 
erweisen, die Stadtgesellschaft in 
diesen wichtigen Prozess einzubin­
den.“ Gleichzeitig zeigt die Studie 
aber auch die Schwierigkeiten für 
Städte und Gemeinden auf, die not­
wendigen Veränderungen anzusto­
ßen: Die Zusammenarbeit mit ein­
flussreichen privaten und mit zivilge­
sellschaftlichen Akteurinnen könne 
langwierige Abstimmungsprozesse 
nach sich ziehen.     Katharina Buri
L Die gesamte Difu-
Studie „Frischer Wind 
in die Innenstädte – 

Handlungsspielräume 
zur Transformation 
nutzen“ kann hier 
nachgelesen werden: 

https://repository.
difu.de/jspui/
handle/difu/583691
13
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Warum die digitale 
Rundum-Vernetzung 
tückisch ist
Berlin soll smart werden – was bedeutet das? Wie wirkt sich die 
umfassende Digitalisierung auf das Leben in der Stadt und auf 
das Wohnen in den eigenen vier Wänden aus? Was ist dran an all 
den schönen Begriffen, mit denen die Smart City den Berlinerin-
nen und Berlinern schmackhaft gemacht werden soll?
mart wird gleichgesetzt mit 
 digital. Die  Bundesregie rung 
strebt die Digitalisierung na­
hezu aller Lebensbereiche 

an. Im Koalitionsvertrag der Ampel 
ist vereinbart, dass der Sozialstaat 
„bürgerfreundlicher,  transparenter 
und unbürokratischer“ werden soll. 
Für Klimaschutz, Gemeinwohl orien­
tierung und zur Erschließung zusätz­
licher Bauflächen sollen mit der No­
vellierung des Baugesetzbuchs (Bau 
GB) „die rechtlichen Grundlagen für 
eine vollständige Digitalisierung der 
Bauleitplanverfahren“ geschaffen 
werden.
Im rot­grün­roten  Koalitionsvertrag 
für Berlin ist Digitalisierung der 
„Schwerpunkt dieser Legislatur“. Die 
Erwartungen hängen hoch: „Eine 
Smart City schafft es, Wachstum 
bei sinkendem Ressourcenverbrauch 
zu erreichen,  Verwaltungsprozesse 
zu digitalisieren und digitale Teilhabe 
für alle zu ermöglichen.“ Eigens da­
für wurde im Januar die Stelle eines 
„Chief Digital Officer“ eingerichtet. 
Die Digitalisierung wird mit  einer 
Fülle erstrebenswerter Attribute 
versehen. So beschreibt der Berli­
ner Senat „smart“ als „die Art und 
Weise, wie Herausforderungen kre­
ativ, offen, partizipativ und zweck­
mäßig angegangen werden“. Durch 
die Nutzung neuer Technologien ver­
spricht sich die Politik, dass gesell­
schaftliche Werte und das demokra­
tische Gemeinwesen gestärkt werden. 

Und alle sollen mitmachen: „Die Mit­
wirkung der gesamten Stadtgesell­
schaft ist dabei wichtig.“
Es gibt keine eindeutige  Definition, 
aber klar ist: Die Smart City ist ei­
ne digitalisierte Stadt, in der alles 
mit allem vernetzt ist. Fahrzeuge, 
Menschen und alles, was sich im 
öffentlichen Raum bewegt, ebenso 
Schienen, Schilder, Laternen – und 
irgendwann wohl auch Wände und 
Straßenbeläge. Smart City bedeutet 
Totalvernetzung. Eine wichtige Rol­
le bei der Smartwerdung der Stadt 
spielt die sogenannte „Künstliche 
Intelligenz“ (KI). Diese ist keinesfalls 

S

Was ist eine „Smart City“?
MieterMagazin 12/2022



Der ehemalige 

Flughafen Tegel 

soll zum Muster -

beispiel eines 

smarten und öko-

logischen Wohn-, 

Arbeits- und 

Lernorts werdenIll
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Mit den per App 

nutzbaren Mobili-

tätsangeboten 

wächst die BVG 

über ihr traditio-

nelles Geschäft 

hinaus: Jelbi-Sta-

tion am U-Bahnhof 

Ullsteinstraße
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intelligent im umfassenden Sinne 
menschlicher Intelligenz, sondern 
zieht Schlussfolgerungen aus wach­
senden Datenmengen, die sie per­
manent mit der Realität abgleicht. 
Das „Maschinenlernen“ erfolgt 
durch sich selbst verändernde Algo­
rithmen, die jedoch letztlich nicht 
mehr können, als in unendlichen 
Kombinationen der binären Digital­
logik des 0­1­0­1 zu folgen.
In der digitalen Stadtplanung wird 
ein „Digitaler Zwilling“ erstellt, ei­
ne Technik, die aus der  Industrie 
stammt. Zu Planungszwecken wer­
den Gebäude digital dupliziert, auch 
ganze Stadtviertel. Was sich in  ih  ­
nen abspielt, wird digital  abgebildet. 
Laut Fraunhofer­Institut ist ein Digi­
taler Zwilling gekennzeichnet „durch 
die bidirektionale Echtzeitverbindung 
zwischen physischer und digitaler 

Komponente sowie die damit ein­
hergehende Möglichkeit zur Über­
wachung, Simulation beziehungs­
weise Vorhersage und gegebenen­
falls automatisierten Reaktion“.
Noch ist das Zukunftsmusik, aber 
der Technikkonzern Siemens plant 
auf einem über 70 Hektar großen 
Areal als Beispiel für zeitgemäße, 
nachhaltige Stadtentwicklung im 
Bestand den „Siemensstadt Square“, 
einen „Smart Campus“ für Unter­
nehmen, auf dem zusätzlich 2700 
Wohnungen entstehen sollen. Den 
digitalen Zwilling des neuen Stadt­
quartiers stellte das Unternehmen 
bereits Mitte März auf der Immobi­
lienmesse MIPIM im französischen 
Cannes vor.
Auf dem Gelände des ehemaligen 
Flughafens Tegel soll eines der größ­
ten Smart­City­Projekte Europas 
entstehen. Die „Urban Tech Repu­
blic“ als Unternehmens­ und Hoch­

Smarte Quartiere
MieterMagazin 12/2022
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schulstandort soll Technologien für 
die Stadt der Zukunft entwickeln: 
„Effizienter Einsatz von Energie, nach­
haltiges Bauen, umweltschonende 
Mobilität, Recycling, die vernetzte 
Steuerung von Systemen, sauberes 
Wasser und der Einsatz neuer Mate­
rialien.“ Beabsichtigt ist, dass diese 
im daneben geplanten „smarten“ 
Wohnviertel – dem Schumacher­
Quartier mit über 5000 Wohnun­
gen – zum Einsatz kommen. Errich­
tet wird es von landeseigenen Woh­
nungsbaugesellschaften, Genossen­
schaften und privaten Baugruppen 
– mit einem Anteil geförderter Woh ­
nungen von 35 bis 40 Prozent. Die 
Baumaßnahmen sollten 2022 be­
ginnen, im März wurde jedoch zu­
nächst ein Ankunftszentrum für Ge­
flüchtete aus der Ukraine im ehema­
ligen Flughafen eingerichtet.
Bereits bezogen sind einige Hundert 
von geplanten 2500 Wohnungen 
im Quartier „Waterkant“, einem 
neuen Viertel in Spandau, das die 
städtischen Wohnungsunternehmen 
Gewobag und WBM errichten, und 
das als „richtungsweisend für die 
Smart City Berlin“ gepriesen wird. 
Anfang 2019 hat die Gewobag eine 
Kooperationsvereinbarung mit Sie­
mens unterzeichnet, um umfang­
reiches Datenmaterial auszuwerten, 
das „durch Sensorik, Heizung­, Lüf­
tung­, Klima­ und Sicherungstechnik 
anfällt“.
In der benachbarten „Jelbi­Station“ 
der BVG an der Daum­, Ecke Rhena­
niastraße können Fahrzeuge jeder 
Art gemietet, abgegeben und Elek­
trofahrzeuge aufgeladen werden. 
Die Angebote der überwiegend pri­
vaten Mobilitätspartner der BVG 
können im sogenannten Jelbi­Wa­
terkant­Netz mit einer entsprechen­
den App gebucht werden.
F Smart durch  ener -

getische Sanierung: 

Gewobag-Wohnpark 

Mariendorf
Auch ihre 1970er­Jahre­Siedlung 
„Wohnpark Mariendorf“ hat die 
Gewobag im Rahmen energetischer 
Modernisierungen zu einer „Smart 
City“ umgestaltet. Drei weitere Ge­
bäude wurden im Oktober dieses 
Jahres fertiggestellt, die Hälfte der 
137 Wohnungen sind öffentlich ge­
fördert.
Zwecks weiterer Digitalisierung hat 
die Gewobag 2021 eine Tochter­
firma Gewobag ID gegründet (das 
MieterMagazin berichtete in seiner 
Ausgabe 10/2021, Seite 14: „Bau­
stelle soziale Wohnungsversorgung 
– Wo die städtischen Wohnungsun­
ternehmen besser werden müssen“), 
L Mehr Infos: 

https://smart-

city-berlin.de/ 
15
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im Smart Home: 

Überwachung und 

Haustechnik werden 

mit Smartphone 

und Tablet bedient 

– und mittendrin 

thront „Alexa“, 

um Orders entgegen-

zunehmen
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die sich vor allem „an innovativen 
Start­ups“ beteiligen soll. Die De­
gewo bündelt ihre „Kompetenzen 
in Sachen Energie und digitale In­
frastruktur“ schon länger in ihrer 
Tochter „degewo netzWerk GmbH“.
Auf die Frage des MieterMagazins, 
ob den Unternehmen denn belast­
bare Daten über die Klimaeffekte 
der „smarten“ Ausrüstungen Ihrer 
Die Übertragung 

großer Datenmen-

gen in Echtzeit, 

wie sie bei der 

360-Grad-Kamera 

eines autonomen 

Fahrzeugs anfallen, 

erfordert den Mo-

bilfunkstandard 5G
Gebäude und Siedlungen in den Be ­
reichen Wohnen und Verkehr vor­
lägen, die den gesamten Produkt­
lebenszyklus der eingesetzten Gerä te 
abbilden – von der Rohstoffgewin­
nung über Energieverbrauch und 
Transport bis zu Recycling oder Ent­
sorgung – antworteten beide Unter­
nehmen, dass ihnen solche Daten 
nicht vorliegen.
Als eine Zukunftstechnologie der 
„smarten“ Stadt gilt das autonome 
Fahren. Die Senatsverwaltung für 
Umwelt, Mobilität, Verbraucher­ und 
Klimaschutz hat die verschiedenen 
Projekte in den Schwerpunkten au­

tomatisiertes und vernetztes Fahren 
(AVF) und erweitertes umweltsensi­
tives Verkehrsmanagement (eUVM) 
unter einer „Dachmarke“ namens 
„Digitales Testfeld Stadtverkehr Ber­
lin“ zusammengefasst. Es gab Pilot­
projekte mit fahrerlosen Bussen 
(aber mit Begleitperson) auf dem 
Charité­Gelände und auf der „See­
Meile“ von der Endhaltestelle der 
U6 zum Tegeler See und ins angren­

Autonomes Fahren und 5G
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zende Wohngebiet. Ab 2023 soll 
ein solcher Kleinbus den ehemaligen 
Flughafen Tegel an den öffentlichen 
Nahverkehr anschließen.
Bisher fährt auch in den zehn „auto­
nomen“ Autos des Verleihers Vay, die 
seit 2019 im Testbetrieb in Berlin un­
terwegs sind, eine Begleitperson mit. 
Gesteuert werden die  Wagen per 
Kameraübertragung von einer Per­
son in der Zentrale. Im Forschungs­
projekt BeIntelli erprobt die TU Ber­
lin mit Partnern auf einer Teststrecke 
vom Brandenburger Tor bis zum 
Ernst­Reuter­Platz die „Mobilität der 
Zukunft“ mit unterschiedlichen au­
tonomen Elektrofahrzeugen.
Das durch Algorithmen gesteuer te 
Fahren wirft eine Reihe  ethischer Fra­
gen auf, vor allem für das Verhalten 
in Gefahrensituationen, wenn ver­
schiedene Schädigungen gegenein­
ander abgewogen werden müssen. 
Darüber hinaus müssen permanent 
in Echtzeit riesige Datenmengen zwi­
schen dem Fahrzeug und der Um­
gebung ausgetauscht werden. Pro­
duktion, Erneuerung und Einsatz 
der dafür notwendigen unzähligen 
digitalen Augen, Ohren und Bewe­
gungssensoren verschlingen Roh­
stoffe und Energie in großer Menge.
Eine technische Grundlage für das 
autonome Fahren ist der Mobilfunk­
standard 5G, der auch in Berlin flä­
chendeckend eingeführt wird. 5G 
steht für eine deutlich höhere Da­
tenübertragungsrate als die Vorgän­
gerstandards, kann eine größere 
Zahl von Endgeräten pro Quadrat­
kilometer erreichen und hat eine we­
sentlich schnellere Reaktionszeit, die 
für den Einsatz im „smarten Verkehr“ 
auch erforderlich ist.

In einer „smarten“ Wohnung lässt 
sich nahezu alles digital steuern. Un­
zählige Apps – kleine digitale Helfer­
lein – stehen zur Verfügung, oft kos­
tenlos. Viele sind bereits in Smart­
phone, Smartwatch oder andere Ge­
räte eingebaut. Der Preis ihrer Nut­
zung sind die Daten, die Währung 

Smart Home: Alles ist mit

  allem verbunden
Von April 2019 bis Juni 2020 wurde die Berliner 

Digitalstrategie von der Beratungsfirma Ernst & 

Young, mit dem Schwerpunkt Wirtschaftsförde-

rung entwickelt. Nicht zuletzt aufgrund der Kri-

tik daran gründete sich 2019 ein Bündnis Digi-

tale Stadt Berlin, ein Verbund aus Zivilgesell-

schaft, Wissenschaft und Politik, um den Strate-

gieentwicklungsprozess konstruktiv und kritisch 

zu begleiten. Es erklärte im Dezember 2019: 

„Berlin braucht eine inklusive Digitalisierungs-

politik, die Mensch, Natur und Gemeinwohl in 

den Mittelpunkt stellt“ und forderte, dass die 

Digitalstrategie „von einer breiten Öffentlich-

keit gestaltet werden“ solle.

Neben Mitarbeitenden der Verwaltung und 

Smart-City-Expertinnen und -Experten hat ein 

ausgelostes 70-köpfiges Stadtgremium Digita-

les Berlin seit November 2021 in sieben Sitzun-

gen über Ziele und Maßnahmen beraten. Weite-

re Inter essierte konnten sich in mehreren Durch-

gängen auf dem mittlerweile rekommunalisier-

ten Stadtportal berlin.de beteiligen. Da  wurde 

dann beispielsweise gefragt: „Wie  können 

Smart City-Ansätze Mieterinnen und Mieter 

besser schützen und be zahl baren Wohnraum 

langfristig si chern?“ Oder: „Wie kann die städ-

tische Anpassung an die Auswirkungen des Kli-

mawandels daten- und open-source-basiert an-

gegangen werden?“

Der Beteiligungsprozess folgt dem Muster der 

„Leitlinien für Beteiligung von Bürgerinnen und 

Bürgern an der Stadtentwicklung“, die ebenfalls 

partizipativ entwickelt wurden und nun auch in 

den Bezirken angewendet werden sollen.

Dabei werden vier Stufen der Partizipation un-

terschieden:

L Information

L Mitwirkung (Konsultation)

L Mitentscheidung (Kooperation)

L Entscheidung (bis hin zur Selbstverwaltung)

Und die ganze Stadtgesellschaft soll dabei mit-

machen.

ev

... und die ganze Stadt 

macht mit?
MieterMagazin 12/2022



Gegen Einsamkeit 

hilft – bei Jung und 

Alt – das digitale 

Roboter-Haustier
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des digitalen Zeitalters. Immer mehr 
Menschen nutzen Sprachassistenten 
wie Alexa oder Siri, mit denen sich 
auch Haushaltsgeräte und Haus­
technik steuern lassen. Wohnungen 
für ältere Menschen werden zuneh­
mend mit digitalen Überwachungs­
geräten ausgestattet, im Namen 
der Sicherheit und nicht zuletzt, um 
Pflegekosten einzusparen. Gegen 
Einsamkeit sollen digitale, „intelli­
gent“ gesteuerte und reaktionsfähi­
ge „Haustiere“ helfen.
Regelmäßig muss die Bundesnetz­
agentur gegen unzulässige Produkte 
vorgehen. Manche können Störun­
gen im Polizei­ oder Rettungsfunk 
verursachen, andere enthalten nicht 
sichtbare Abhörfunktionen oder Ka­
meras. Über vernetzte und mit dem 
Internet verbundene Haushaltsgerä­
te können sogar Computerpasswör­
ter abgegriffen werden, wie die Ta­
gesschau am 6. Februar 2022 be­
richtete.
Die Berliner Datenschutzbeauftragte 
berichtet über zunehmende Proble­
me mit der digitalen Technik im Be­
reich des Wohnens. Beschwerden kä­
men überwiegend von Mieterinnen 
und Mietern, aber auch aus Eigen­
tümergemeinschaften. Probleme 
mache beispielsweise der Ersatz von 
Schlüsseln durch Chipkarten oder 
„der Einsatz funkbasierter Geräte zur 
Erfassung von Heizkosten, da dort 
MieterMagazin 12/2022
durch die Aufzeichnung der Ver­
brauchsdaten immer ein Personen­
bezug mit der Möglichkeit der Aus­
forschung von Lebensverhältnissen 
besteht“. Die Initiative „Mehrwert 
Berlin“ – ein Netzwerk und digitales 
Schaufenster von mittlerweile 25 
landeseigenen Unternehmen – ver­
sichert auf seiner Website: „Für die 
Mehrwert­Unternehmen steht bei 
allen Aktivitäten die Sicherheit und 
der Schutz personenbezogener Da­
ten im Vordergrund.“
Das Wohnungsunternehmen Gewo­
bag teilte auf Nachfrage mit, dass 
die Datenübertragung ihrer Mess­
geräte verschlüsselt und ohne die 
Übertragung personenbezogener 
Informationen erfolge und dass sie 

„im Gesamtbestand Rauchwarn­
melder ohne Funkmodul eingebaut“ 
habe. Eine digitale Schließtechnik 
„spielt in unserem Bestand derzeit 
noch keine Rolle.“ Und eine Spre­
cherin des Unternehmens Degewo 
erklärt auf Anfrage, dass bei ihren 
digitalen Türöffnungssystemen „je­
derzeit auch eine analoge Öffnung 
weiter möglich sei“. 

Klimaschutz durch 

Digitalisierung?
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Digitalisierung und Künstliche In­
telligenz wecken hohe Erwartun­
gen – aber sind die vollmundigen 
Verheißungen von Energieeinspa­
rung und Klimaschutz realisierbar? 
Zur sogenannten „Klimaneutralität“ 
wies beispielsweise Eva Rechsteiner 
vom Institut für Energie­ und Um­
weltforschung Heidelberg (Ifeu) in 
der Wochenzeitung „Freitag“ am 28. 
Januar 2021 darauf hin, dass es die­
se „nur auf dem Papier“ gäbe. Oft 
würden fragwürdige Kompensations­
maßnahmen durchgeführt oder Zer­
tifikate erworben, mit denen der 
Ausbau erneuerbarer Energien „in 
keiner Weise“ gefördert werde – mit 
F Digitalisierung 

ersetzt die Person 

am Steuer, führt 

aber – etwa bei 

einem Unfall – zu 

bisher unbekannten 

Problemen
Klimagerechtigkeit sei Klimaneutrali­
tät, „wie sie derzeit umgesetzt wird, 
quasi unvereinbar“.
Das Berliner „Institut für Ökologi­
sche Wirtschaftsforschung“ (IÖW) 
entwickelt in einem Forschungspro­
jekt Nachhaltigkeitskriterien für 
Künstliche Intelligenz und weist da­
rauf hin, es sei „Vorsicht geboten, 
gesellschaftliche und ökologische 
Gerechtigkeits­ und Verteilungsfra­
gen an eine Technologie auszula­
gern, die Zielkonflikte nur unzurei­
chend adressieren kann und deren 
Einsatz selbst mit problematischen 
Auswirkungen verbunden ist“. 
Eine digitale Stadt verspricht mehr 
Sicherheit. Die Bundespolizei  hatte 
bis Mitte 2018 am Bahnhof Süd­
kreuz ein Pilotprojekt zur Gesichts er­
kennung mit 300 Freiwilligen durch­
geführt. Der Bundesdatenschutzbe­
auftragte Ulrich Kelber kritisierte: 
„Die Analyse biometrischer Daten 
L Mehr Infos:

Handbuch zur 

Partizipation (2021): 

www.stadtentwick

lung.berlin.de/

soziale _ stadt/

partizipation/de/

handbuch.shtml

Umbauprogramm zu 

einem smarten Berlin: 

https://gemeinsam-

digital.berlin.de/
17

https://gemeinsam-digital.berlin.de/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/partizipation/de/handbuch.shtml
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Die smarte Welt hilft 

Ressourcen besser 

zu nutzen, einfacher 

zu kommunizieren, 

Zeit zu sparen und ...

Widerstand 

zweck los: Der 

Fingerabdruck-

Scanner hinterlässt 

eine größere Daten -

spur als der Tür-

schlüssel
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eines Menschen und der anschlie­
ßende Abgleich mit Datenbanken 
greift tief in die Grundrechte der 
betroffenen Person ein. Eine Rechts­
grundlage für den Einsatz biometri­
scher Videoanalyse existiert bisher 
nicht.“ Sollte eine solche geschaffen 
werden, führe dies „nicht nur zu 
tiefgreifenden Grundrechtseingrif­
fen, sondern bedeutet auch eine ge ­
 sellschaftspolitische Richtungsent­
scheidung“. 
In einem weiteren Versuch wurde 
getestet, wie zuverlässig Software 
auffälliges Verhalten erkennen kann. 
Dafür wurden die Aufzeichnungen 
der regulären Videoüberwachung 
verwendet. Die Berliner Datenschutz­
beauftragte meldete erhebliche Zwei­
fel an der datenschutzrechtlichen 
Zulässigkeit des Einsatzes der hier er­
probten Technik im Regelbetrieb an. 
Kelber wurde noch deutlicher und 
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warnte, solche Überwachung und 
technische Analyse hätte zur Konse­
quenz, dass viele Bürgerinnen und 
Bürger ihre Individualität zugunsten 
eines Verhaltens, das sie als „kon­
form“ betrachten, aufgeben würden.  
Die Digitalisierung Berlins ist un­
trennbar mit der engen Zusammen­
arbeit von öffentlichen Stellen und 
der Privatwirtschaft verbunden. Sol­
che „öffentlich­privaten Partner­
schaften“ (ÖPP oder PPP = Public 
Private Partnership) sind hinsichtlich 
ihrer de mokra tischen Kontrolle nicht 
un prob lematisch. Laura Valen tuke­
viciute vom Verein „Gemeingut in 
BürgerInnenhand“ warnt beispiels­
weise: „Bei ÖPPs muss genau hin­
geschaut werden, wer die Entwick ­
lungskosten finanziert, wer einen 

finanziellen Nutzen aus der Partner­
schaft zieht und wer die Risiken im 
Falle des Scheiterns oder die Scha­
denshaftung übernimmt.“ ÖPP­Ver­
träge seien von Rechnungshöfen 
schon mehrfach kritisiert worden, 
„weil sie die öffentliche Hand be­
nachteiligen. Die Kritik kommt aber 
immer erst dann, wenn der Schaden 
bereits entstanden ist“.
Die Digitalbegeisterung bringt man­
che Fachleute sogar so weit, dass sie 
demokratische Prozesse damit erset­
zen möchten. So schreibt der Vertre ­
 ter eines finnischen Thinktanks in 
der Broschüre „Smart City  Charta“ 
von der Vision der „Post­Voting 
Society“, die durch eine “Hyperver­
netzung“ entstehen könnte: „Da wir 
genau wissen, was Leute tun und 

Risiken für die Demokratie
möchten, gibt es weniger Bedarf an 
Wahlen, Mehrheitsfindungen oder 
Abstimmungen. Verhaltensbezoge­
ne Daten können Demokratie als das 
gesellschaftliche Feedbacksystem er­
 setzen.“ erläutert Roope Mokka von 
Demos Helsinki seine Vision in der 
Broschüre Smart City Charta, die 
2017 vom Bundesinstitut für Bau­ 
Stadt­ und Raumforschung sowie 
dem Bundesumweltministerium her­
ausgegeben wurde.
In welchem Maße in einer digitali­
sierten Stadt auch ein gutes analo­
ges Leben und Wohnen möglich ist 
und welche Services auch für dieje­
nigen nutzbar sind, die kein Smart­
phone oder Tablet benutzen können 
oder wollen, wird die Zukunft zei­
gen. „Grundsätzlich ist das analoge 
Wohnen in unseren Häusern Nor­
malität“, versichert die Degewo. Die 
Gewobag beteuert: „Alle unsere di­
gitalen Lösungen und Anwendungen 
sind immer komplementär oder be­
finden sich derzeit in der  Pilotphase. 
Daher existieren immer alternative 
Zugänge, zum Beispiel zu Telefon 
und Heizungsventil.“
Städte stehen vor vielfältigen Her­
ausforderungen. Jedoch lassen sich 
Probleme wie Verdrängung ein­
kommensschwacher Mieterinnen 
und Mieter, Nachverdichtung und 
Grünzerstörung, zunehmende Luft­
verschmutzung und Ausstoß von 
Treibhausgasen nicht digital lösen. 
Die Ursachen liegen in der materiel­
len Welt, die von unterschiedlichen 
Interessen und einem diese kenn­
zeichnenden gravierenden Macht­
gefälle geprägt ist. Digitalisierungs­
begeisterung und die Idee techni­
scher Machbarkeit verschlei ern diese 
materielle Realität.    Elisabeth Voß
L Mehr Infos:

Dokumentation der 

Online-Beteiligung: 

https://mein.berlin.

de/projekte/smart-

city-strategie-berlin/ 

Bündnis Digitale 

Stadt Berlin: 

https://digital

strategie.berlin.de/
Im März 2019 ist Berlin der „Cities Coalition 

for Digital Rights“ (Städtekoalition für  digita

Rechte) beigetreten. Die Initiative basiert auf

dem Grundsatz, dass die gleichen Rechte, die

Menschen offline haben, auch online gelten un

geschützt werden müssen. 

Dafür wurde eine gemeinsame Erklärung ver

fasst: „Die Declaration of Cities Coalition for 

Digital Rights beschreibt fünf  Handlungsfelder

der gleichberechtigte Zugang zum Internet, de

Schutz persönlicher Daten und der diskriminie-

rungsfreie Umgang mit ihnen, das Recht auf Teil

nahme an digitalen Meinungsbildungsprozessen

sowie offene und ethische Standards für digita

le Dienste.“

(Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie 

und Betriebe, 28.03.2019)

Digitale Menschenrechte
MieterMagazin 12/2022
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Hintergrund
Mieterbeiräte 

Mitbestimmung zweiter Klasse 
Während Mieterräte in den landeseigenen Wohnungsbauunternehmen 
gesetzlich festgeschrieben sind, hängen die Mieterbeiräte in den Quar­
tieren vom guten Willen der Unternehmensführungen ab. eine änderung 
der Ungerechtigkeit liegt längst beschlussfertig in der Schublade der 
Senatsverwaltung. 
/

Fo
to

: P
hi

lip
p 

Zn
id

ar
/p

a

Fo
to

s:
 S

ab
in

e 
M

it
te

rm
ei

er
Seit 12 Jahren engagiert sich Karin 
Karg als Mitglied des Mieterbeirates 
der Gewobag am Klausenerplatz: 
„Ich bin mal mit Elan an die Sache 
herangegangen, weil ich dachte, so 
kann ich im Kiez am besten helfen, 
Probleme zu lösen“ – ob es sich nun 
um rigorose Eingriffe in Hausbegrü-
nungen handelt, um die verzweifel-
te Suche nach einer Tauschwohnung 
oder Fragen zu den Betriebskosten. 
„Aber wir schicken unsere Beschwer-
den und Anfragen hier buchstäblich 
ins Ungewisse“, erklärt die Beirätin 
frustriert. Ansprechpartnerin für die 

Geantwortet wird spät –
oder auch gar nicht

gewählten Mieterbeiräte der Gewo-
bag ist eine jeweils für ein Gebiet 
zuständige Koordinatorin. Die leitet 
Beschwerden, Kritik wie auch Ideen 
und Anregungen an die zuständigen 
Stellen im Unternehmen weiter. Ant-
worten bekommen sie oft erst nach 
Monaten – oder auch gar nicht, so 
Karin Karg. Ein Kontakt zu leitenden 
Mitarbeitern? Gar zur Führungseta-
ge? Bei der Gewobag Fehlanzeige. 
2022
„Die arbeiten nicht mit den Beirä-
ten zusammen, weil sie es gar nicht 
wollen“, lautet Kargs  ernüchterndes 
Fazit. Dabei sollen  Mieterbeiräte 
nicht nur einen direkten Kontakt 
vom Wohnhaus ins Unternehmen 
ermöglichen. Seit mehr als drei Jahr-
zehnten vertreten sie ehrenamtlich 
die Interessen von Mieterinnen und 
Mietern auf Quartiersebene – im 
Gegensatz zu den 2016 in Berlin 
gegründeten Mieterräten, die inner-
halb des Unternehmens agieren und 
mit zwei Sitzen (einer davon stimm-
berechtigt) im jeweiligen Aufsichts-
rat der kommunalen Wohnungsun-
ternehmens vertreten sind. Während 
aber die Arbeit der Mieterräte als ein 
Ergebnis des Mieten-Volksentschei-
des vor sieben Jahren auf gesetzli-
cher Grundlage geregelt wurde, ar-
beiten Mieterbeiräte, die es schon 
viel länger gibt, ohne einen solchen 
festgelegten Rahmen. Jedes landes-
eigene Wohnungsunternehmen kann 
die Zusammenarbeit nach eigenem 
Ermessen regeln. 
Wie unterschiedlich der Umgang der 
Wohnungsbauunternehmen mit den 
Mietervertretungen ist, wurde auf 
einer Konferenz deutlich, zu der sich 
Berliner Mieterräte und Mieterbeirä-
te Anfang November getroffen ha-
ben. Zum sechsten Mal diskutierten 
sie mit Vertretern der Wohnraum-
versorgung Berlin, der Wohnungs-
politik und auch  Interessengruppen 
wie dem Berliner Mieterverein über 
ihre Erfahrungen. Dabei gab es 
durchaus Kritik, vor allem an die 
 Adresse des anwesenden Stadtent-
wicklungssenators Andreas Geisel 
(SPD). In seiner Rede vor den Kon-
ferenzteilnehmern hatte Geisel be-
tont, wie wichtig die Arbeit der Mie-
tergremien sei: „Wenn wir eine Ver-
netzung zwischen  Mieterbeiräten 
vor Ort und den Mieterräten in den 
Aufsichtsräten schaffen, haben  alle 
gewonnen.“ Geisel versprach  eine 
Novellierung des Wohnraumversor-
gungsgesetzes, die dann auch die 
Arbeit der Mieterbeiräte gesetzlich 
regeln sollte. 
Die Ankündigung stieß bei  manchen 
Konferenz-Teilnehmer:innen auf Un-
verständnis: „Ein solcher Entwurf 
liegt doch seit über einem Jahr ab-
stimmungsreif in der  Schublade“, 
sagte Heike Külper, die bei der Geso-
bau sowohl als Mieterrätin als auch 
in ihrem Pankower Kiez als Mieter-
beirätin aktiv ist. Sie arbeitet auch in 
einer Initiativgruppe von Mieterbei-
räten aus den landeseigenen Woh-
nungsbauunternehmen mit. Sie hat-
ten monatelang an der Novelle ge-
arbeitet. Verhindert worden sei eine 
Gesetzesänderung bisher in erster 
Linie von der SPD, so Heike Külper: 
„Wir Mieterbeiräte leisten eine wich-
tige Arbeit in den Quartieren – aner-
kannt und gesetzlich fixiert wird das 
aber nicht.“        Rosemarie Mieder
   

Seit 26 Jahren ohne gesetzliche Legitimation 

Im Mai 1986 beschloss der West-Berliner Senat die Einrich-
tung von Mietervertretungen im landeseigenen Mietwohn-
bestand. Diese gewählten Mieterbeiräte sollte es bis 1996 
geben, wo sie in der wiedervereinigten Stadt trotz Forde-
rungen nach einer Weiterführung dann keine  Legitimation 
durch das Land Berlin mehr erhielten. Aber es bildeten sich 
– vor allem im Ostteil Berlins – spontan neue Mietervertre-
tungen in den kommunalen Wohnbeständen. Auch wenn 
es bis heute keinerlei gesetzliche Festlegung zu ihrer Arbeit, 
einem Wahlrhythmus und der Verantwortung der Wohnungs-
bauunternehmen den Mietervertreter:innen gegenüber gibt, 
haben sie sich in den sechs kommunalen Wohnungsbau-
unternehmen etabliert. Derzeit arbeiten 135 Mieterbeiräte 
mit 599 Mitgliedern auf Quartiersebene.  rm 
„Die Unternehmen E
wollen nicht mit den 

beiräten zusammen­

arbeiten“: Mieter­

beirätin Karin Karg;

Konferenz der Mie­

tervertretungen im 

November 2022: 

Der Umgang der 

Unternehmen mit 

räten und beiräten 

unterscheidet sich

„bei einer Vernetzung 

von Mieterräten und 

Mieterbeiräten ge­

winnen alle“: Senator 

Andreas Geisel
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albert immo: E  

  zustand und 

aussehen verraten 

meist nicht, ob ein 

gebäude schon in die 

Verwertungsmaschi-

ne des immobilien-

marktes geraten ist
StadtSpaziergang zur FinanzialiSierung deS WohnenS

ermittlung mit den Sinnen
der Begriff Finanzialisierung wird in seiner allgemeinen Form als eine 
verstärkte einflussnahme des Finanzsektors auf die realwirtschaft mit 
ihren Waren und dienstleistungen definiert. darunter fallen immer mehr 
auch soziale güter wie Wohnraum. die Finanzbranche wandelt Wohn-
häuser in abstrakte Finanzprodukte um und unterwirft sie den Mechanis-
men eines rein am gewinn orien tierten Finanzmarktes. 
Um einen Zugang zur Auseinander­
setzung mit der Finanzialisierung 
der Stadt zu öffnen, erkundeten 
die Stadtethnologin Kathrin Wild­
ner und die Künstlerin Ines Schaber 
im Rahmen einer Projektreihe der 
„neuen Gesellschaft für bildende 
Kunst“ (nGbK) im Oktober gemein­
sam mit Interessierten eine Wed­
dinger Nachbarschaft. „Durch den 
Spaziergang wollen wir erörtern, 
ob Finanzialisierung etwas Sicht­
bares ist“, sagt Kathrin Wildner.
Der Weg führt entlang kürzlich er­
worbener Häuser des Unternehmens 
Albert Immo, gefolgt von einer Er­
kundung umliegender  Straßenzüge 
in Kleingrup pen. Schnell kommt der 
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Verdacht auf, dass eine Kapitalan­
lage nicht mit luxuriöser „Aufwer­
tung“ gleichzusetzen ist: Die Fas­
saden der Mietshäuser geben we­
nig Preis über ihre Geschichte und 
die Deals, die sich fernab der Ge­
bäude  abspielen. In einem der Häu­
ser von Albert Immo befinden sich 
auf  jeder Etage mehrere Einbohrun­
gen über den Fenstern, die die Fas­
sade  etwas brüchig aussehen lassen. 
„... macht den Eindruck, dass sich Fi­
nanzialisierung hier eher da ran zeigt, 
dass kein Cent mehr in die Instand­
haltung fließt“, äußert ein Gruppen­
teilnehmer.
Beim Gang auf die Rückseite des 
Hauses werden die Eindrücke durch 
Informationen eines dort angetrof­
fenen Bewohners ergänzt: Das Ge­
bäude ist seit Jahren unsaniert, man  ­
che Wohnungen im Vorderhaus ha­
ben keine Badezimmer. Doch im Ne­
bengebäude wurde kurz nach dem 
Kauf mit Sanierungen begonnen, 
die schon Monate andauern. Ein 

Können wir 
 Finanzialisierung sehen?

Antrag auf Umwandlung in Eigen­
tumswohnungen wurde geneh­
migt und veranlasst Mieter zu der 
Vermutung, dass ein weiterer Be­
sitzerwechsel nicht unwahrschein­
lich ist.
Besonders wenn Eigentümer unbe­
kannt sind, wirft die gemeinsame 
Begehung und Einordnung der Ein­
drücke Fragen auf. An einer Ecke: 
ein unscheinbarer Altbau. Die Fassa­
de in schlichtem Grau – verziert mit 
ein paar alten und unlesbaren Graffi­
ti.. Zwei Schritte weiter: ein strahlen­
des Haus, mit begrüntem Innenhof 
und frisch lackierten Holzfensterlä­
den, im Erdgeschoss ein „Blumen­
Concept Store“. Das Schaufenster 
vermittelt, dass hier mit Terminver­
gaben statt Öffnungszeiten gearbei­
tet wird. „Ist der schicke Komplex 
ein  sichtbares Zeichen von Finanzia­
lisierung?“, fragt jemand. „Ich glau­
be, ich habe gehört, dass der Ge­
bäudekomplex einem sozialen Trä­
ger gehört und die Mieten bezahl­
bar sind“, sagt ein anderer mit Ach­
selzucken. 
Der ethnographisch gedachte Spa­
ziergang regt dazu an, mit  offenen 
Augen durch die Straßen  unserer 
Kieze zu gehen, den Ort bewusst 
und in all seinen Facetten und Wi­
dersprüchen  wahrzunehmen. Wir 
sehen ein marodes Haus mit teil­
weisem Leerstand und  hören, dass 
es kürzlich verkauft  wurde. Wir tas­
ten uns durch Austausch von In for­
mationshäppchen zur Eigentü mer ­
struktur und I nvestitionsvorhaben, 
„schmecken und riechen, dass et­
was nicht stimmt“, quasi ein Ermitt­
lungsvorgang mit den Sinnen. Da­
raus ent wickelt sich schließlich die 
Möglich keit, neue Perspektiven und 
Forde rungen auszuloten, die jenen 
Dynamiken entgegenwirken, die uns 
das Verständnis von Wohnraum als 
Finanzprodukt beschert haben.
Vera Colditz
   

die X-properties projektreihe

„X­Properties – Zur De­/Finanzialisierung der Stadt“ ist ein 
Rechercheprojekt der neuen Gesellschaft für bildende Kunst 
(„nGbK“) und untersucht Veränderungen im Stadtraum, die 
das Finanzkapital im Berliner Wohnungsmarkt verursacht. 
Das Ziel ist die Entwicklung einer kollektiven  Perspektive, die 
eine der Finanzialisierung entgegenstehende wünschenswer­
te Stadt formuliert. Die Reihe besteht aus einer Verbindung 
umfangreicher Recherchen mit Kunstprojekten, Talk­Run­
den, Workshops und angeleiteten Stadtführungen. Als Be­
gleitheft ist eine Ausgabe der Berliner Hefte zu Geschichte 
und Gegenwart der Stadt erschienen.  vc
L Weitere Infor-
mationen unter: 

www.ngbk.de
MieterMagazin 12/2022



MieterMagazin 12

Hintergrund

Blick über Sozial-

wohnungen aus 

unterschiedlichen 

Förderprogrammen 

und Förderjahren 

in Kreuzberg Fo
to

: P
au

l G
la

se
r

neue WohngeMeinnützigKeit

der anstoß ist gemacht
Wohnungen zu dauerhaft bezahlbaren Mieten für einkommensschwache 
– das soll die „neue Wohngemeinnützigkeit“ leisten. Seit Jahren wird 
über die einführung dieses instruments diskutiert. die Bundesregierung 
hat dies in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, konkrete Schritte blieben 
jedoch aus. der deutsche Mieterbund (dMB) macht jetzt druck.
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Der Autor des DMB­Gutachtens, Jan 
Kuhnert, ist ein ausgewiesener Exper­
te. Er war unter anderem Mitinitiator 
des Berliner Mietenvolks entscheids 
von 2015 und anschließend bis 2021 
Vorstand der Wohnraumversorgung 
Berlin. Schon Ende der 1980er Jahre 
hatte er sich für die Beibehaltung der 
damaligen Wohnungsgemeinnützig­
keit stark gemacht.
Deren Grundprinzip soll auch für die 
Neue Wohngemeinnützigkeit gelten: 
Wohnungsunternehmen, die ihre 
Wohnungen dauerhaft günstig an 
Personen mit geringen Einkommen 
vermieten, werden vom Finanzamt 
/2022
als gemeinnützig anerkannt und be­
kommen dadurch Erleichterungen 
bei der Körperschaft­ und Gewerbe­
steuer, bei der Grunderwerb­ und 
Grundsteuer sowie eine Befreiung 
von der Umsatzsteuer. Anders als 

die Schwächen des Vor-
läufers werden behoben

beim Sozialen Wohnungsbau, wo 
die Bindungen nach 20 bis 30 Jahren 
auslaufen, hat man in gemeinnützi­
gen Beständen Mietpreis­ und Be­
legungsbindungen für alle Zeiten.
Die Schwächen der alten, 1989 ab­
geschafften Wohnungsgemeinnüt­
zigkeit werden in der vorgeschlage­
nen Neuregelung behoben. Insbe­
sondere die wenig zielgenaue För­
derung und die schlechte  Kontrolle 
der Unternehmen hatten die Ge­
meinnützigkeit seinerzeit in Verruf 
gebracht.
Die Mieten sollen nach Kuhnerts 
Vorschlag grundsätzlich 20 Prozent 
unter der ortsüblichen Vergleichs­
miete liegen. Mieterhöhungen könn­
ten nur an den inflationsabhängigen 
Bewirtschaftungskosten orientiert 
vorgenommen werden. Für die in 
den betreffenden Wohnungen Le­
benden würde es eine „Leistbar­
keitsgarantie“ geben: Bei besonders 
geringen Einkommen soll die Brutto­
kaltmiete nie mehr als 25 Prozent 
des Haushaltseinkommens ausma­
chen. 
Für die Unternehmen soll es nicht 
mehr wie früher nach dem Prinzip 
„ganz oder gar nicht“ gehen. Statt­
dessen sollen sich Steuerbefreiungen 
und etwaige Fördermittel danach 
berechnen, an welche Einkommens­
gruppen die Wohnungen vermietet 
werden. Maßstab ist die Bundesein­
kommensgrenze für den Wohnbe­
rechtigungsschein. 
Für jüngere Wohnungsunterneh­
men, die nur geringe Überschüsse 
erwirtschaften, sind die Steuervor­
teile bei der Körperschaft­ und Ge­
werbesteuer relativ gering. Um ih­
nen einen größeren Anreiz zum 
Wechsel in die  Gemeinnützigkeit 
zu geben, wird eine gestaffelte Zu­
schussförderung vorgeschlagen. 
Wohnungsunternehmen können 
auch nur mit Teilen ihrer  Bestände 
an der Gemeinnützigkeit teilneh­
men. Auch ist eine Ankaufsförde­
rung vorgesehen, mit der der ge­
meinnützige Wohnungsbestand er­
weitert wird.
Zur Kontrolle müssen die Unterneh­
men detaillierte Geschäftsberichte 
offenlegen und Mietergremien ein­
richten, die bei Investitionsentschei­
dungen mitbestimmen können.
Im bundesweiten „Bündnis bezahl­
barer Wohnraum“ haben sich die 
Beteiligten zur „konstruktiv­kriti­
schen Begleitung eines Gesetzge­
bungsverfahrens zur Umsetzung 
einer Neuen Wohngemeinnützig­
keit“ verpflichtet. Der DMB hat mit 
seinem praxisorientierten Gutachten 
nun einen Anstoß gegeben.
Jens Sethmann
   

die alte Wohnungsgemeinnützigkeit

Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft war ein fester Be­
standteil der alten Bundesrepublik. Sowohl die kommunalen 
und staatlichen Wohnungsbaugesellschaften als auch die 
gewerkschaftlichen Unternehmen und die meisten Woh­
nungsgenossenschaften waren gemeinnützig. Das bedeu­
tete: Die Unternehmen hatten sich verpflichtet, alle  ihre 
Wohnungen auf Dauer zu beschränkten Preisen zu vermie­
ten, die auszuschüttende Rendite auf vier Prozent zu be­
grenzen und das Firmenvermögen nur für den Wohnungs­
bau einzusetzen. Dafür waren sie von der Körperschaft­, 
Gewerbe­ und Vermögensteuer, in einigen Bundesländern 
auch von der Grunderwerbsteuer befreit. Die konservativ­
liberale Kohl­Regierung schaffte die Wohnungsgemeinnüt­
zigkeit 1989 ab.  js
ohne gemein- E  

nützigkeit wäre in der 

alten Bundesrepublik 

die Wohnungsversor-

gung breiter Bevöl-

kerungsteile nicht 

denkbar gewesen: 

der Bundes-

wirtschaftsminister 

und spätere Kanzler 

ludwig erhard bei 

einem richtfest 

für Wohnungen
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neubauten, um- E 
bauten, aufbauten – 

die Bundesregierung 

will jährlich 400 000 

Wohnungen schaffen

Teile der Förder-

milliarden gehen 

vermutlich in ein für 

2023 vorgesehenes 

eigentumsbil-

dungsprogramm

„... haben unsere E
hausaufgaben  

gemacht“: der 

Vorsitzende des 

immobilienverbandes 

GdW axel Gedasch-

ko (Cdu) hält den 

Bau von 400 000 

Wohnungen jährlich 

für unrealistisch
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Bündnis BezahlBarer Wohnraum 

ungleiche lastenverteilung
Bundesbauministerin Klara Geywitz (sPd) hat mit 35 Verbänden ein 
„Bünd nis bezahlbarer Wohnraum“ geschmiedet und im oktober 187 
„maßnahmen für eine Bau-, investitions- und innovationsoffensive“ be-
schlossen. darunter sind neben sinnvollen Vorschlägen viele alte laden-
hüter und unverbindliche absichtserklärungen. dass das ziel der Bun-
desregierung, jährlich 400 000 neue Wohnungen zu bauen, so erreicht 
wird, bezweifelt die Bau- und Wohnungswirtschaft vehement – und ver-
lautbart gleichzeitig, ihren Teil der ins auge gefassten aufgaben bereits 
verrichtet zu haben. Jetzt sei der staat am zuge.
ba
ri

ni
/p

a
Fo

to
: C

hr
is

ti
an
Von den 400 000 Wohnungen sol­
len 100 000 als Sozialwohnungen 
entstehen. Dies sei  „notwendiger 
denn je“, sagt Klara Geywitz. Die 
Fördermittel für den Sozialen Woh­
nungsbau erhöht der Bund für den 
Zeitraum von 2022 bis 2026 auf 
insgesamt 14,5 Milliarden Euro. Im 
Bündnis ist festgeschrieben, dass 
die Länder diese Mittel  tatsächlich 
abrufen und „bedarfsgerecht“ ko­
finanzie ren. Bisher haben  einige 
Länder die Bundesgelder für den 
S ozialen Woh  nungsbau für  ande re 
Zwecke genutzt. Wie die „bedarfs­
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gerechte“Kofinanzierung  aussehen 
soll, lässt das Bündnispapier  offen. 
Die Länder sollen den Bauträgern 
höhere Fördersummen anbieten, 
wenn dadurch längerfris tige So­
zialbindungen garantiert wer  den. 
Künftig können auch Gebäudeauf­
stockungen und Umbauten zu Wohn­
zwecken gefördert und Belegungs­
bindungen in bestehenden Wohn­
häusern angekauft werden. 
Zu befürchten ist jedoch, dass die 
Milliarden nicht vollständig in den 
Bau dringend benötigter Sozialmiet­
wohnungen fließen, denn der Bund 
will Anfang 2023 ein Wohneigen­
tumsprogramm nachschieben: Für 
Ersterwerber mit mittleren Einkom­
men sind KfW­Darlehen zur Stär­
kung des Eigenkapitals vorgesehen. 
Darüber hinaus will man auch die 
Einführung eines „Mietkaufmodells“ 
prüfen. Die Länder können zudem 
bei der Grunderwerbsteuer Freibe­
träge für selbstnutzende Eigentümer 
festlegen. Künftige Häuslebauer und 
Wohnungskäufer dürfen sich also 
wohlumsorgt fühlen.

im Blick: Geringverdiener
und die umwelt

Damit Menschen mit geringem Ein­
kommen in eine Wohnungsgenos­
senschaft eintreten können, wird der 
Erwerb von Genossenschaftsanteilen 
stärker gefördert. Um Studierende 
und Auszubildende mit bezahlbarem 
Wohnraum zu versorgen, soll 2023 
ein Bund­Länder­Programm aufge­
legt werden. Für Wohnungslose wird 
im nächsten Jahr ein Nationaler Ak­
tionsplan erarbeitet. Wieviel Geld 
in die einzelnen Maßnahmen fließt, 
steht im Bündnispapier nicht. 
Nur dürre Worte finden sich dort 
auch zur  Wohngemeinnützigkeit, 
deren Einführung SPD, Grüne und 
FDP in ihrem Koalitionsvertrag ver­
einbart hatten. Die Unterzeichnen­
den des Wohnraum­Bündnisses 
ha  ben sich auf die Formel ge  einigt, 
sie wollten das Gesetzgebungs ver­
fahren „konstruktiv­kritisch beglei­
ten“.
Die Schonung der Umwelt soll beim 
Bauen mehr in den Blick genommen 
werden. Der Bund will Anfang 2023 
ein Förderprogramm „Klimafreund­
liches Bauen“ starten sowie eine 
Holzbau­, Leichtbau­ und Rohstoff­
sicherungsstrategie entwickeln. Für 
Neubauten wird ein Gebäuderes­
sourcenpass eingeführt, der später 
das Recycling der verwendeten Bau­
stoffe erleichtert. Um den Flächen­
fraß und die Bodenversiegelung 
durch Neubauten zu bremsen, soll 
für Umnutzungen, Umbauten und 
Aufstockungen von Bestandsgebäu­
den geworben werden. Leerstehen­
de Räume will man „aktivieren“ und 
die Möglichkeit zum Wohnungs­
tausch bekannter machen.
Zur Beschleunigung der Bauplanung 
ist vorgesehen, im Baugesetzbuch 
die Abläufe flexibler zu gestalten. In 
den kommunalen Bauämtern sollen 
L Bündnis bezahl-
barer Wohnraum 
– Maßnahmen für 
eine Bau-, Investi -
tions- und Innova-
tionsoffensive. 
Download unter 

www.bmwsb.
bund.de 
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mehr Personal und eine verstärkte 
Digitalisierung für schnellere Bauge­
nehmigungen sorgen. Dachgeschos­
se dürfen künftig ohne Baugenehmi­
gung zu Wohnzwecken ausgebaut 
werden. 
Kostengünstige Serien­ und Modul­
bauten sollen dadurch gefördert 
werden, dass eine einmal  erteilte 
Baugenehmigung für denselben 
Bautyp bundesweit gilt. Dazu müss­
Für Wohnungslose 

sieht das Bündnis 

einen nationalen 

aktionsplan vor
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F mit drei Viertel der

Bündnismaßnah men 

wird die staatliche 

seite be lastet: Bau-

ministerin Geywitz
ten die Länder ihre Bauordnungen 
aneinander angleichen.
Eine Vereinheitlichung der Landes­
bauordnungen wird von der Bauwirt­
schaft seit Jahrzehnten gefordert 
und auch von der Politik immer wie­
der angestrebt. Doch die einzelnen 
Länder machen nur zaghafte Schrit­
te in eine Harmonisierung,  schaffen 
dagegen aber immer wieder  eigene 
neue Regelungen, die den beklag­
ten Vorschriften­Wirrwarr vergrö­
ßern.
Eine Baubeschleunigung strebt das 
Bündnis­Papier durch Änderungen 
im Vergaberecht an. So müssen öf­
fentliche Wohnungsunternehmen 
MieterMagazin 12/2022
Bauaufträge nicht mehr europaweit 
ausschreiben, kleinere Bauleistungen 
brauchen gar nicht mehr ausgeschrie­
ben werden.
Die vereinbarten Maßnahmen zur 
Bodenpolitik sind nicht sehr weitrei­
chend. So wird die Privatisierung öf­
fentlicher Grundstücke nicht ausge­
schlossen. Sie sollen nur nicht mehr 
nach dem höchsten Gebot, sondern
verstärkt nach dem besten Konzept 
vergeben werden. Die Gemeinden 
sind aufgefordert, mehr städtebau­
liche Entwicklungsgebiete zwecks 
Kontrolle des dortigen Grundstücks­
handels auszuweisen und kommu­
nale Bodenfonds aufzubauen. Das 
Land Berlin verfährt so schon seit 
Jahren und hat den Verkauf landes­
eigener Grundstücke bereits gänz­
lich gestoppt. Bei den weiterhin be ­
schlossenen Maßnahmen – mehr 
Transparenz für die Grundbücher, 
bessere Möglichkeiten, Vorkaufs­
rechte zu nutzen, Baugebote aus­
zusprechen und  planungsbedingte 
Wertsteigerungen abzuschöpfen 
– wartet Berlin schon lange darauf, 
dass der Bund tätig wird.

eigenwillige Vorstellung
von ausgewogenheit

In der Zusammenschau der Maß­
nahmen ist auffällig, dass sich das 
Bundesbauministerium, die Länder 
und die Kommunen zu vielen kurz­
fristigen Gesetzesänderungen, För­
dermittelerhöhungen und Verwal­
tungsvereinfachungen verpflichten, 
die Bau­ und Wohnungswirtschaft 
aber kaum konkrete Zusagen macht. 
Bei 149 der 187 Maßnahmen liegt 
die Umsetzung in der öffentlichen 
Hand. Die übrigen Bündnis­Mitglie­
der werden nur bei den verbleiben­
den 38 Einzelvorhaben in die Pflicht 
genommen. Besonders ins Auge 
sticht: Die Immobilienbranche will 
sich nicht auf das Hauptziel von 
400 000 zu bauen den Wohnungen 
festlegen. Gleichwohl erwartet sie 
von der Politik die  zugesag ten Er­
leichterungen. „Die Bündnis­Partner 
haben ihre Hausaufgaben gemacht, 
jetzt sind alle staatlichen Ebenen 
für die gemeinsame Umsetzung am 
Zug“, sagte zum Beispiel Axel Ge­
daschko, Präsident des Immobilien­
Verbands GdW, der gleichzeitig er­
klärt, dass das 400 000­Wohnun­
gen­Ziel trotz der vereinbarten Maß­
nahmen „auf absehbare Zeit uner­
reichbar“ sei. Die eine soll liefern, 
die andere Seite schaut dann mal, 
was sie damit machen kann –  eine 
sehr eigenwillige Vorstellung von  ei ­
nem ausgewogenen Bündnis.
Jens Sethmann
   

Was alles außen vor geblieben ist

Bezeichnend ist, was das Bündnis bezahlbarer Wohnraum 
in der Diskussion ausklammert. Behandelt werden nur Punk­
te, die in der Zuständigkeit von Bauministerin Geywitz lie­
gen. Das Miet recht und die Energiekosten hätten in einem 
Bündnis mit dem Titel „Bezahlbarer Wohnraum“ eigentlich 
auch thematisiert werden müssen. Doch sie bleiben ausge­
klammert. 
Die Energiekosten liegen in der Verantwortung des Wirt­
schafts­ und Klimaschutzministers Robert Habeck (Grüne). 
Er müht sich mit verschiedenen Entlastungspaketen ab, die 
einerseits die Menschen vor explodierenden Heiz­, Warm­
wasser­ und Strompreisen schützen, andererseits aber auch 
einen Anreiz zu verstärkten Sparanstrengungen geben sol­
len. Ein Gesamtkonzept ist dabei nicht zu erkennen. Auch 
für Förderprogramme zur energetischen Sanierung des 
Wohnungsbestandes ist Habeck zuständig.
Das Mietrecht wiederum  liegt in den Händen von Justiz­
minister Mar co Buschmann (FDP). Seine Partei hat  dafür 
gesorgt, dass schon im Koalitionsvertrag der Ampel zum 
Mietrecht nur Minimalkompromisse aufgenommen  wurden. 
Nun blockiert sie seit mittlerweile einem Jahr die meisten 
der vereinbarten Gesetzesänderungen: Sowohl die Ände­
rung des Wirtschaftsstrafgesetzes, um überhöhte Mieten 
verfolgen zu  können, als auch die Wiederherstellung des 
Vorkaufsrechts in Milieu schutzgebieten wurden vom kleins­
ten Koalitionspartner regelrecht ausgebremst. Die angekün­
digte Bekämpfung der „illegalen Finanzierung von Immobi­
lien“ bleibt Buschmann ebenfalls noch schuldig.  js
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Zum 50. TodesTag von Hans scHaroun

vom Panzerkreuzer  
zum Zirkus Karajani
vor 50 Jahren starb der architekt Hans scharoun. Ihm verdankt  Berlin 
nicht nur die Philharmonie und die staatsbibliothek am Kulturforum, 
sondern auch eine reihe wegweisender Wohnhäuser.
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Im September 1893 in einer  Bremer 
Kaufmannsfamilie geboren und auf­
gewachsen in Bremerhaven war Scha ­
rouns ganzes Leben vom  Hafen ge­
prägt. Die Gebäude, die er entwor ­
fen hat, zeigen immer wieder Schiffs­
motive: geschwungene Wände, die 
an einen Schiffsbug erinnern, bull­
augenartige runde Fenster oder Bal­
konbrüstungen, die wie eine Reling 
aussehen.
Ein Architekturstudium begann 
Scharoun 1912 an der Technischen 
Hochschule Berlin, musste es aber 
abbrechen, als er 1915 zum Kriegs­
dienst eingezogen wurde. Eingesetzt 
wurde er in einem  Militär­Baubüro in 
Ostpreußen. Nach dem Krieg blieb 
er in Insterburg und arbeitete dort 
als Architekt, obwohl er sein Stu dium 
nicht abgeschlossen hatte. Zu den 
Bauhaus­Architekten in Weimar und 
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Berlin pflegte er Kontakt, und mit 
Wettbewerbsbeiträgen machte er 
auf sich aufmerksam. 1925  wurde 
er an die Kunstakademie in Breslau 
berufen.
Mit einem Einfamilienhaus beteilig­
te er sich an der Bauausstellung des 
Deutschen Werkbundes, die 1927 
in Stuttgart stattfand. Mit der Mus­
tersiedlung am Weißenhof wollten 
16 Architekten zeigen, dass „die 
Probleme der neuen Wohnung nur 

die Wohnheime: modern,
durchdacht, komfortabel

von der veränderten materiellen, 
sozialen und geistigen Struktur un­
serer Zeit aus zu begreifen sind“. Die 
Häuser erregten mit ihren flachen 
Dächern und glatten weißen Wän­
den Aufsehen und wurden von kon­
servativen Kritikern als „Araberdorf“ 
verspottet. 
In den folgenden Jahren machte 
Scharoun mit Ledigenwohnheimen 
von sich reden. Neben einer großen 
Anlage in Breslau entstanden von 
1929 bis 1931 drei solcher Apart­
menthäuser in Berlin. Vor allem die 
Gebäude am Kaiserdamm und am 
Hohenzollerndamm zeichnen sich 
durch moderne Formen, durchdachte 
Grundrisse und ihren Wohnkomfort 
aus. Der zahlungskräftigen Bewoh­
nerschaft – darunter nicht nur Ledi­
ge, sondern auch Paare – standen 
Dienstleistungen wie in den großen 
Hotels zur Verfügung. 
Seit dieser Zeit konzentrierte Scha­
roun seine Arbeit auf den Wohnungs­
bau in Berlin. Der Architekturkritiker 
Werner Hegemann nannte ihn ein 
„wirres Kraftgenie“. Vorläufiger Hö­
hepunkt seines Schaffens war die 
1929 bis 1931 gebaute Ring­Sied­
lung in Siemensstadt, benannt nach 
dem Architektenzusammenschluss 
„Der Ring“, der die  Großsiedlung 
gemeinsam geplant hatte. Scharoun 
entwarf dabei den Siedlungsplan 
sowie die markanten Wohnblocks 
am Eingang der Siedlung. Die Ge­
bäude erinnerten mit  Dachterrassen, 
Sonnendecks, Balkongondeln und 
halbrunden Einschnitten so sehr an 
ein Schiff, dass der Kopfbau am 
Jungfernheideweg im Volksmund 
„Panzerkreuzer“ genannt  wurde, 
obwohl er mit seiner weißen Farbe 
L Literatur:
Hoh-Slodczyk/Huse/
Kühne/Tönnesmann: 
Hans Scharoun. 
Architekt in Deutsch-
land 1893 bis 1972, 
Verlag C.H. Beck, 
München 1992;
Geist/Kürvers/

Rausch: Hans 

Scharoun. Chronik 

zu Leben und Werk, 

Akademie der Küns-

te, Berlin 1993
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scharoun mit Herbert  

von Karajan, für den 

er 1963 die Philhar-

monie fertiggestellt 

hat (im Hintergrund 

rechts der regierende 

Bürgermeister von 

Berlin, Willy Brandt); 

farbenfrohe gebäude 

in der goebelstraße 

(siemensstadt) und 

scharouns einfamilien-

haus in der stuttgarter 

Weißenhofsiedlung
MieterMagazin 12/2022

Fo
to

: W
er

ne
r 

D



Berlin. Begonnene Projekte wie der 
Kammermusiksaal und das Musik­
instrumentenmuseum wurden von 
seinen Mitarbeitern vollendet.
Jens Sethmann
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eher wie ein friedlicher Passagier­
dampfer erscheint.
Mit der  NSDAP­Machtübernahme 
wurden die modernen  Architekten 
zunehmend angegriffen. Das Neue 
Bauen verunglimpften die Nazis als 
„kulturbolschewistisch“. Seine be­
kanntesten Vertreter wie Bruno Taut, 
Walter Gropius, Martin Wagner, 
Ernst May oder Ludwig Mies van 
der Rohe flüchteten ins Exil. Wäh­
renddessen blieb Hans Scharoun in 
Deutschland und  versuchte sich mit 
privaten Aufträgen über  Wasser zu 

stadtbaurat auf
Bersarins geheiß

halten. Die neuen Machthaber schrie­
ben traditionelle Bauformen und ei­
ne „anständige Baugesinnung“ vor. 
Um den Vorgaben zu  entsprechen, 
zeigen die Einfamilienhäuser, die 
Scharoun in dieser Zeit entworfen 
hat, zur Straße eine biedere Fassa­
de mit Satteldach und  Fensterläden. 
Zum Garten hin öffnen sich die Häu­
ser aber mit großen Fensterfronten, 
geschwungenen Wänden und aus­
ladenden Terrassen. Als 1939 der 
Krieg begann, brachen auch diese 
Aufträge weg. Gleich nach der Kapi­
tulation wurde er am 17. Mai 1945 
vom sowjetischen Stadtkomman­
danten Bersarin zum Berliner Stadt­
baurat ernannt.
Wie viele Architekten seiner Zeit 
betrachtete Scharoun die massi­
ven Zerstörungen als Chance: „Die 
mechanische Auflockerung durch 
Bombenkrieg und Endkampf gibt 
uns jetzt die Möglichkeit einer groß­
zügigen organischen und funktionel­
MieterMagazin 12/2022
len Erneuerung“, sagte er 1946. Er 
bildete ein achtköpfiges Planungskol­
lektiv aus Architektinnen und Archi­
tekten, Ingenieuren und Gartenpla­
nern, das sofort mit einer Gesamt­
planung für ein „Neues Berlin“ be­
gann. Die Stadt sollte eine radikal 
neue Struktur erhalten: Entlang der 
Spree wollte man parallel liegende 
Funktionsbänder anordnen, die säu­
berlich nach Wohnen und  Arbeiten 
getrennt waren. Hohe und  niedrige 
Wohngebäude sollten locker in die 
„Stadtlandschaft“ hineingestreut 
werden. Wegen seiner völligen Ab­
kehr vom bisherigen Berliner Stadt­
gefüge wurde der 1946 vorgestell­
te „Kollektivplan“ als utopisch und 
undurchführbar kritisiert. 
Mit seinem Kollektiv arbeitete er aber 
dennoch weiter an einem detaillierten 
Plan für eine „Wohnzelle Friedrichs­
hain“. Dieses Wohnquartier wurde 
jedoch nur bruchstückhaft verwirk­
licht, bevor Ost­Berlin 1950 an der 
Stalinallee auf eine ganz andere Ar­
chitektursprache umschwenkte.
Scharoun bekam in diesen Jahren 
den Ruf eines Architekten, der viel 
philosophiert, aber nicht baut. Das 
änderte sich 1955, als er von der 
Wohnungsbaugesellschaft GSW den 
Auftrag zur Erweiterung der Sie­
mensstadt in Charlottenburg­Nord 
erhielt. Hier konnte er Teile seiner 
Wohnzellen­Idee umsetzen. Die ab­
gewinkelten Häuserzeilen verschie­
dener Höhen bilden „Wohngehöfte“, 
die nachbarschaftliche Grünanlagen 
umschließen. 
1960 wurde der Grundstein für die 
Philharmonie im Kulturforum gelegt. 
Das 1963 fertiggestellte Konzert­
haus mit dem schwungvollen Dach 
und hervorragender Akustik gilt als 
das Hauptwerk Scharouns. Weil das 
Dach an ein Zelt erinnert, bekam 
die Philharmonie den volkstümli­
chen Beinamen „Zirkus Karajani“ – 
benannt nach dem Chefdirigenten 
Herbert von Karajan. 
Eine ganze Reihe von Großprojekten 
wurde in den 60er Jahren begonnen: 
Ein Wohnhochhaus am Zabel­Krü­
ger­Damm, das Architektur­Gebäu­
de der Technischen Universität am 
Ernst­Reuter­Platz und die AOK­Ver­
waltung am Mehringplatz, dessen 
Ringbebauung ebenfalls auf Scha­
roun zurückgeht. Die Fertigstellung 
der Staatsbibliothek am Kulturforum 
hat Scharoun nicht mehr miterlebt. 
Er starb am 25. November 1972 in 
   

architektonischer Überzeugungstäter

Ein häufiger Vorwurf an die Architekten von Großwohn­
siedlungen lautet, dass sie selbst nie in den von ihnen ent­
worfenen Häusern wohnen würden. „Einer von den Brü­
dern müsste mal gezwungen werden, in den eigenen Häu­
sern zu hausen, in den hochgelobten Wohnungen hier, die 
so fortschrittlich sind“, forderte 1972 eine  Bewohnerin des 
Märkischen Viertels. Hans Scharoun wohnte wirklich in sei­
nen Häusern. Nach der Fertigstellung der Siemensstadt be­
zog er 1930 mit seiner Frau Aenne eine Wohnung im Jung­
fernheideweg 4. Es war die erste gemeinsame Wohnung 
der schon fast zehn Jahre verheirateten Eheleute.  Vorher 
ist Scharoun zwischen Berlin, Breslau und Bremerhaven ge­
pendelt und hat meistens in seinen Büroräumen gewohnt. 
1960 zog Hans Scharoun einen knappen Kilometer ostwärts 
in ein ebenfalls selbst geplantes Haus in Charlottenburg­
Nord: Mit seiner zweiten Frau Margit bewohnte er im Heil­
mannring 66 a eine Atelierwohnung im Dachgeschoss. In 
einer Nachbarwohnung richtete er sich sein Büro ein. Scha­
roun war also als Wohnungsbau­Architekt ein Überzeu­
gungstäter.  js
F der Panzerkreuzer: 

die geschwungenen 

Formen eines schiffs-

bugs sind merkmal 

vieler Bauwerke von 

Hans scharoun. 

die Wohnung des 

ehepaares scharoun 

im Jungfernheide-

weg 4, einem von 

ihm entworfenen 

gebäude in der 

siemensstadt
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Entlastungen bei Heiz- und 
Stromkosten auf dem Weg
Sowohl die Bundesregierung als auch das Land Berlin haben umfangrei-
che Entlastungspakete für die von den explodierenden Energiepreisen 
gebeutelten Verbraucher beschlossen. Auch die reform des Wohngelds 
– die eigentlich nichts mit der Energiekrise zu tun hat – dürfte zahlrei-
chen Menschen Erleichterung verschaffen (hierzu unser Beitrag „Wohn-
geldreform: Der Zuschuss wird sich im Schnitt verdoppeln“ auf Seite 12). 
Die Gaspreisbremse kommt im März 
2023, gilt dann aber rückwirkend ab 
1. Januar. Um die Zeit bis März zu 
überbrücken, hat die Ampelkoa l i tion 
eine Soforthilfe beschlossen, die Mit­
te November Bundestag und Bundes­
rat passiert hat. Demnach wird Gas­ 
und Fernwärmekunden der Abschlag 
für Dezember 2022 erlassen. Mieter 
mit Gasetagenheizung, die einen ei­
genen Vertrag mit dem Versorger ha­
ben, brauchen für diesen Monat kei­
ne  Vorauszahlung zu leisten. Mieter, 
bei denen die Zen  tralheizung über den 
 Vermieter läuft, müssen dagegen auf 
die  nächste Ne benkostenabrech nung 
warten. Erst dann wird ihnen der Be­
trag gutgeschrieben. Der Deutsche 
Mieterbund (DMB) kritisierte diese 
Benachteili gung.  
Die Einmalzahlung ist Teil eines um­
fassenderen, von einer Experten­
kommission vorgeschlagenen Maß­
nahmenpakets. Man arbeite derzeit 
intensiv an der Umsetzung der wei­
teren Entlastungen, heißt es aus dem 
Hause von Bundeswirtschaftsminis­
ter Robert Habeck (Grüne). Die Gas­ 
und Strompreisbremsen sollen erst 
in einem nächsten Schritt verab­
schiedet werden. Vorgesehen ist, 
dass Haushalte und kleinere Unter­
nehmen für 80 Prozent ihres bishe­
rigen Verbrauchs einen gedeckelten 
Gaspreis von 12 Cent pro Kilowatt­
stunde brutto in Anspruch nehmen 
können. Für die restlichen 20 Pro­
zent ist der Marktpreis zu zahlen. 
Fernwärmekunden werden in glei­
cher Weise entlastet, für sie soll der 
sub ventionierte Preis bei 9,5 Cent 
liegen. Viele Vermieter scheinen die 
geplanten Preisreduzierungen indes 
nicht einzukalkulieren. Nach wie 
vor werden kräftige Aufschläge bei 
den Vorauszahlungen verlangt, auch 
ohne dass eine Nebenkostenabrech­
nung vorgelegt wird. 
Beim Berliner Mieterverein (BMV) 
hatte man gerade den Fall einer 
Mie terin, deren monatliche Heiz­
kostenvorschüsse ab 1. Dezember 
von 40 auf 446 Euro angehoben 
werden sollten – eine Erhöhung um 
das Zehnfache. Hinzu kam eine An­
hebung der kalten Betriebskosten 
um 141  Euro. Die Anpassung wur­
de vage mit Kostensteigerungen 
begründet. „Ich hatte mit einer Er­
höhung gerechnet, aber doch nicht 
um mehr als 500 Euro“, empört sich 
die Mieterin und wandte sich um­
gehend an den BMV. „Es gibt kei­
ne Rechtsgrundlage für eine solche 
Erhöhung“, erklärt BMV­Rechtsbe­
rater Axel Tolle. „Für  eine Vorschuss­
anpassung – quasi als zinsloses Dar­
lehen – steht unser Mitglied nicht zur 
Verfügung“, schrieb Tolle an den 
Vermieter. 

Bis 2023 keine  Mieterhöhung 
bei den Städtischen

Der Berliner Senat hat ebenfalls Ent­
lastungen in Milliardenhöhe auf den 
Weg gebracht. Mitte November 
hat das Abgeordnetenhaus einen 
entsprechenden Nachtragshaushalt 
beschlossen. Soziale Härten sollen 
abgefedert und die Maßnahmen des 
Bundes ergänzt werden, erklärte Fi­
nanzsenator Daniel Wesener (Grü­
ne). Auch für Haushalte, die mit Öl, 
Kohle oder Holzpellets heizen, wird 
es Entlastungen geben. Zum Paket 
gehört neben einem Härtefallfonds 
für Menschen, die ihre Strom­ oder 
Gasrechnung nicht mehr  bezahlen 
können, auch eine Ausweitung der 
Energieberatung. Rund 11 Millionen 
Euro sind zudem als Kompensations­
zahlungen an die sechs landeseigenen 
Wohnungsbaugesell schaften vorge­
sehen, denn diese dürfen bis  Ende 
2023 keine Miet erhöhungen ausspre­
chen. Stadtentwicklungssenator An­
dreas Geisel (SPD) hatte sich erst 
gegen ei nen solchen Mietenstopp 
gesträubt. Nun forderte er auch die 
privaten Vermieter dazu auf. Bereits 
Ende September hatte der Se nat ein 
Kündigungsmoratorium für die rund 
350 000 städtischen Wohnungen 
beschlossen. Auch hier gilt: Alle an­
deren Mieter sind nicht vor Kündi­
gung geschützt.             Birgit Leiß
   

Die Strompreisbremse

Bereits zum 1. Januar 2023 soll eine Strompreisbremse ein­
geführt werden, wobei Kritiker bezweifeln, dass dieser Ter­
min einzuhalten ist. Demnach gilt: Für einen  Basis­Bedarf von 
80 Prozent des bisherigen Verbrauchs (laut letzter Strom­
rechnung) sind nur 40 Cent brutto pro Kilowattstunde 
Strom zu zahlen (derzeitiger Durchschnittspreis 48,16 Cent 
– weitere Erhöhungen sind bereits angekündigt). Nach Be­
rechnungen des Verbrauchsportals Verivox ergibt sich da­
durch für einen Dreipersonenhaushalt mit einem Jahresver­
brauch von 4000 Kilowattstunden eine Ersparnis von rund 
260 Euro im Jahr.  bl
Hinter der Forderung 

nach einer kom-

munalisierung der 

Versorgungsunter-

nehmen steht auf der 

„Umverteilen-Demo“ 

Mitte november 

auch Berlins Sozial-

senatorin katja kip -

ping (2. von links)
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.

 

Sollbeschaffenheit
Hat der Mieter den Vermieter in Verzug gesetzt und 
anschließend die Kosten für die Reparatur der Gas­
etagenheizung verauslagt, kann der Vermieter den 
Erstattungsanspruch des Mieters nicht mit der An­
kündigung des Anschlusses der Wohnung an die zen­
trale Wärmeversorgung abwenden.
BGH vom 19.7.2022 – VIII ZR 194/21 –

 Langfassung im Internet

Der Mietvertrag über eine in einem Mehrfamilienhaus 
gelegene Wohnung datierte aus dem Jahre 2008. Die 
Wohnung war mit einer Gasetagenheizung ausgestat-
tet, die auch der Warmwasserversorgung diente. 
Im Jahr 2015 wurde in dem Haus eine Zentralheizung 
mit Warmwasserversorgung eingebaut, an welche die 
meisten der in dem Haus befindlichen Wohnungen – 
nicht jedoch die streitgegenständliche Wohnung – an-
geschlossen wurden.
Im November 2016 zeigte der Mieter gegenüber dem 
Vermieter einen nicht mehr zu reparierenden Defekt 
der Gastherme an, der zum Ausfall der Gasetagenhei-
zung führte. Mit anwaltlichen Schreiben vom 15.11.
und 18.11.2016 forderte er den Vermieter unter Frist-
setzung auf, die Beheizbarkeit der Wohnung sowie 
die Warmwasserversorgung wiederherzustellen, und 
kündigte für den Fall des erfolglosen Fristablaufs die 
Durchführung einer Ersatzvornahme an. Vor Ablauf 
der Frist bot der Vermieter dem Mieter an, die Woh-
nung an die zentrale Wärmeversorgunganlange anzu-
schließen. Dies lehnte der Mieter ab.
Nach Ablauf der von ihm gesetzten Frist ließ der Mie-
ter die defekte Gastherme austauschen, wodurch ihm 
Kosten in Höhe von 3393,35 Euro entstanden.
Nach erfolgtem Austausch der Gastherme kündigte 
der Vermieter nunmehr ordnungsgemäß die Durch-
führung von Modernisierungsmaßnahmen (unter an-
derem den Anschluss der Wohnung des Mieters an die 
zentrale Wärmeversorgungsanlage) an. Die Erstattung 
des Betrages von 3.393,35 Euro lehnte er ab.
022
Im daraufhin folgenden Prozess bejahte das Landgericht 
den Anspruch des Mieters auf Ersatz der ihm entstan-
denen Aufwendungen nach § 536 a Abs. 2 Nr. 1 BGB in 
voller Höhe und gab der Klage des Mieters statt. 
Der BGH hatte an der Entscheidung des Landgerichts 
im Ergebnis nichts auszusetzen und begründete dies 
wie folgt: Ein das Selbstbeseitigungsrecht des Mieters 
rechtfertigender Mangel sei anzunehmen, wenn der 
tatsächliche Zustand der Mietsache von dem für den 
vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand für den 
Mieter nachteilig abweiche. Der vertraglich geschuldete 
Zustand bestimme sich in erster Linie nach den Beschaf-
fenheitsvereinbarungen der Mietvertragsparteien, die 
auch durch schlüssiges Verhalten (konkludent) getroffen 
werden könnten. 
Soweit Parteiabreden zur Beschaffenheit der Mietsache 
fehlten, sei der zum vertragsgemäßen Gebrauch geeig-
nete Zustand im Sinne des § 535 Abs. 1 BGB nach den 
gesamten Umständen des Mietverhältnisses und den 
daraus in – gegebenenfalls ergänzender – Auslegung ab-
zuleitenden Standards, insbesondere nach der Mietsache 
und deren beabsichtigter Nutzung sowie der Verkehrs-
anschauung unter Beachtung des in § 242 BGB normier-
ten Grundsatzes von Treu und Glauben zu bestimmen. 
Gemessen daran umfasse der vertragsgemäße Gebrauch 
vorliegend die Überlassung einer funktionsfähigen Gas-
etagenheizung und damit korrespondierend auch deren 
Instandhaltung.
Hier sei die Mietwohnung von Anfang an mit einer 
Gasetagenheizung ausgestattet gewesen, die der Wär-
me- und Warmwasserversorgung der Wohnung diente 
und damit Teil des von dem Vermieter zu gewährleis-
tenden Wohnstandards war. Unter Berücksichtigung 
dieser von dem Vermieter zur Verfügung gestellten 
Ausstattung, aber auch der Vorteile, die für den Mie-
ter mit dem Betrieb einer solchen Gasetagenheizung 
gegenüber einem Anschluss an eine zentrale  Wärme- 
und Warmwasserversorgungsanlage verbunden seien, 
sei davon auszugehen, dass dem Mieter nicht nur eine –
wie auch immer geartete – Versorgung der Wohnung 
mit Wärme und Warmwasser ermöglicht werden, son-
dern der vertragsgemäße Zustand eine Beheizungs-
möglichkeit in Form einer Gasetagenheizung umfas-
sen sollte. 
Dem Eintritt des Verzugs des Vermieters stehe auch 
nicht entgegen, dass dieser dem Mieter den Anschluss 
an die zentrale Warmwasserversorgungs- und Heizungs-
anlage des Mietobjekts angeboten habe. Ein solches An-
gebot entspreche auch im Hinblick auf das Wahlrecht 
des Vermieters hinsichtlich der Art der Mängelbeseiti-
gung nicht der geschuldeten Leistung.
Zwar erbringe der Vermieter als Schuldner seine Leis-
tung in einer den Schuldnerverzug ausschließenden 
Weise, wenn er das nach dem Schuldverhältnis sei-
nerseits Erforderliche tue und dem Mieter als Gläu-
biger die Leistung in Annahmeverzug begründender 
Weise anbiete. Die Leistung müsse dem Gläubiger 
hierfür so, wie sie zu bewirken sei, tatsächlich ange-
boten werden (§ 294 BGB). Ein solches Angebot der 
27

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/bgh/sollbeschaffenheit.htm


MIETRECHT

28
Vermieterseite läge hier jedoch nicht vor. Der Vermie-
ter habe, indem er dem Mieter den Anschluss an die 
zentrale Warmwasserversorgungs- und Heizungsan-
lage des Objekts in Aussicht gestellt habe, nicht die 
Wiederherstellung einer funktionsfähigen Gasetagen-
heizung angeboten.
Der Vermieter habe sich insofern auch nicht auf eine 
zum Zeitpunkt seines Angebots bestehende Pflicht des 
Mieters zur Duldung des von ihm angebotenen An-
schlusses an die zentrale Wärme- und Warmwasser-
versorgung berufen können. Eine Duldungspflicht ge-
mäß § 555 d Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB habe zu diesem 
Zeitpunkt nicht bestanden. Denn die Duldungspflicht 
nach § 555 d BGB knüpfe auch an eine ordnungsgemä-
ße Modernisierungsankündigung im Sinne von § 555 
c BGB an. Eine solche Ankündigung habe hier aber im 
Zeitpunkt des Austauschs der Gastherme durch den 
Mieter nicht vorgelegen.
Nach alledem konnte der Mieter deshalb nach Ablauf 
der von ihm gesetzten Frist die Gastherme austauschen 
lassen und Ersatz der ihm dafür entstandenen Kosten in 
Höhe von 3393,95 Euro vom Vermieter verlangen.

Sozialklausel
Der substanziierte Kündigungswiderspruch des Mieters 
wegen einer krankheitsbedingten unzumutbaren Härte 
macht im Räumungsprozess die Einholung eines Sach­
verständigengutachtens erforderlich.
BGH vom 30.8.2022 – VIII ZR 429/21 –

 Langfassung im Internet

Die Mieterin widersprach einer Eigenbedarfskündigung 
und berief sich im Räumungsprozess unter Vorlage eines 
ärztlichen Attests auf das Vorliegen von Härtegründen 
gemäß § 574 Abs. 1 Satz 1 BGB. Sie führte dabei an, sie 
leide unter anderem an fortschreitender Multipler Skle-
rose. Diesbezüglich machte sie geltend, ein Umzug sei 
ihr nicht zuzumuten, weil er zu einer Verschlimmerung 
des Krankheitsbilds führe.
Das Amtsgericht hatte ein Gutachten eines Facharztes 
für Psychiatrie und Psychotherapie eingeholt. Dieser 
hatte hat in seinem Gutachten unter anderem ausge-
führt, zur konkreten Prognose der Multiplen Sklerose 
könne er eine ausreichende fachliche Einschätzung nicht 
treffen.
Das Amtsgericht gab der auf Räumung und Herausgabe 
der Wohnung gerichteten Klage unter Gewährung einer 
Räumungsfrist statt. Die hiergegen gerichtete Berufung 
wies das Landgericht – unter Gewährung einer weiteren 
Räumungsfrist – zurück.
Nach Ansicht des Landgerichts könne die Mieterin 
nicht die Fortsetzung des Mietverhältnisses wegen 
 eines Härtegrunds verlangen. Entgegen ihrer Auffas-
sung sei die Einholung eines weiteren medizinischen 
Gutachtens im Hinblick auf ihre Erkrankung an Mul-
tipler Sklerose nicht erforderlich. Die Mieterin habe 
vorgetragen, dass sie insbesondere Beeinträchtigun-
gen beim Gehen habe, so dass sie auf eine barriere-
freie Wohnung angewiesen sei. Dies könne als Folge 
einer Multiplen Sklerose durchaus angenommen wer-
den; einer weiteren Begutachtung bedürfe es deshalb 
nicht. Die beschriebene Beeinträchtigung der Gehfä-
higkeit begründe keinen Härtefall, der einen Auszug 
der Beklagten aus der gemieteten Wohnung grund-
sätzlich verhindern könnte. Vielmehr könne diesem 
Umstand im Rahmen der Bemessung einer Räumungs-
frist Rechnung getragen werden.
Die Revision ließ das Landgericht nicht zu. Die hierge-
gen gerichtete Nichtzulassungsbeschwerde an den BGH 
hatte aber Erfolg.
Das Berufungsgericht habe – so der BGH – den An-
spruch der Mieterin auf Gewährung rechtlichen Gehörs 
(Art. 103 Abs. 1 GG) in entscheidungserheblicher Weise 
verletzt, da es über die behauptete Verschlimmerung ih-
rer Erkrankung sowie die Auswirkungen einer Räumung 
auf ihre gesundheitliche Situation den angebotenen Be-
weis auf Einholung eines neurologischen Sachverständi-
gengutachtens nicht erhoben und in diesem Zusammen-
hang die Grundsätze der Wahrunterstellung missachtet 
habe. 
Mache der Mieter – wie vorliegend – für den Fall eines 
erzwungenen Wohnungswechsels substanziiert ihm 
drohende schwerwiegende Gesundheitsgefahren gel-
tend, hätten sich die Tatsacheninstanzen – beim Fehlen 
eigener Sachkunde – regelmäßig mittels sachverstän-
diger Hilfe ein genaues und nicht nur an der Oberflä-
che haftendes Bild davon zu verschaffen, welche ge-
sundheitlichen Folgen im Einzelnen mit einem Umzug 
verbunden seien, insbesondere welchen Schweregrad 
zu erwartende Gesundheitsbeeinträchtigungen vor-
aussichtlich erreichen würden und mit welcher Wahr-
scheinlichkeit dies eintreten könne. Diese Verpflichtung 
zu besonders sorgfältiger Nachprüfung des Parteivor-
bringens bei schwerwiegenden Eingriffen in das Recht 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit folge nicht 
zuletzt aus der grundrechtlichen Verbürgung in Art. 2 
Abs 2 Satz 1 GG.
Erst dies versetze den Tatrichter in einem solchen Fall in 
die Lage, die Konsequenzen, die für den Mieter mit dem 
Umzug verbunden seien, im Rahmen der nach § 574 
Abs. 1 BGB notwendigen Abwägung sachgerecht zu ge-
wichten.
Hiernach hätte es das Berufungsgericht nicht bei dem 
erstinstanzlich eingeholten Sachverständigengutachten 
eines Facharztes für Psychiatrie und Psychotherapie 
bewenden lassen dürfen. Denn der Sachverständige 
habe in seinem Gutachten ausgeführt, zur konkreten 
Prognose der Multiplen Sklerose eine  ausreichende 
fachliche Einschätzung nicht treffen zu können. Da-
nach verfügte der Sachverständige nicht in jeder Hin-
sicht über die erforderliche medizinische Fachkompe-
tenz, auf die es zur Beantwortung der Beweisfrage 
angekommen wäre. 
Das Berufungsgericht sei in Anbetracht dessen unter den 
gegebenen Umständen gehalten gewesen, das von der 
Mieterin angebotene neurologische Sachverständigengut-
achten einzuholen. Insoweit habe sich das Berufungsge-
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richt in gehörsverletzender Weise von der Verpflichtung 
zur weiteren Beweiserhebung entbunden gesehen, indem 
es darauf abgestellt habe, „insbesondere Beeinträchti-
gungen beim Gehen“ könnten „als Folge einer Multiplen 
Sklerose durchaus angenommen werden, so dass es dies-
bezüglich keiner weiteren Begutachtung“ bedürfe.
Die Feststellungen des Berufungsgerichts zum Krank-
heitsbild der Mieterin hätten sich pauschal auf „Beein-
trächtigungen beim Gehen“ beschränkt. Damit sei zu 
befürchten, dass das Berufungsgericht sich von dem 
Tatsachenvortrag der Mieterin zu ihrem Krankheitsbild, 
welches sich nach ihrer Behauptung nach der Begutach-
tung durch den bisher beauftragten Sachverständigen 
verschlechtert habe, ein allenfalls an der Oberfläche 
haften gebliebenes Bild verschafft habe. Denn das Be-
rufungsgericht habe den Sachvortrag der Mieterin nur 
bruchstückhaft berücksichtigt. Insbesondere habe es 
die behauptete umzugsbedingte Verschlechterung des 
Gesundheitszustands der Mieterin übergangen. Dies sei 
indes für das Verfahren von zentraler Bedeutung.
Durch die unterbliebene Beweiserhebung habe das Be-
rufungsgericht das rechtliche Gehör der Mieterin ver-
letzt. Diese Gehörsverletzung sei auch entscheidungs-
erheblich, da nicht ausgeschlossen werden könne, dass 
das Berufungsgericht nach Erhebung des angebotenen 
Sachverständigenbeweises zu einem anderen Ergebnis 
gelangt wäre.
Nach alledem sei das angefochtene Urteil aufzuheben 
und der Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.
Diese BGH-Entscheidung steht in einer Reihe älterer 
Entscheidungen des BGH. Aus diesen Entscheidungen ist 
allgemein abzuleiten: Mieter, die unter schwerwiegen-
den, das heißt den Umzug verhindernden beziehungs-
weise unzumutbar erscheinen lassenden Krankheiten 
leiden, sollten nicht vorschnell die Flinte ins Korn werfen 
und aufgeben. Denn sie können im Einzelfall unter Be-
rücksichtigung der abzuwägenden Vermieterinteressen 
mit Erfolgsaussichten rechnen, wenn sie einer Eigenbe-
darfskündigung rechtzeitig widersprechen. Sie sollten 
vorab mehr als nur ein nichtssagendes Attest einholen, 
am besten einen ausführlichen Arztbrief oder sogar ein 
Gutachten. 

Verjährungsfrist
§ 548 Abs. 1 BGB enthält für die von dieser Bestim­
mung erfassten Ansprüche des Vermieters eine ab­
schließende Sonderregelung, die der allgemeinen Re­
gelung des § 199 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BGB vorgeht, 
so dass eine Anspruchsverjährung vor Rückgabe der 
Mietsache an den Vermieter nicht eintreten kann, auch 
wenn die in der vorgenannten Vorschrift bestimmte 
Frist von 30 Jahren von der Begehung der Handlung, 
der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Scha­
den auslösenden Ereignis an bereits im laufenden 
Mietverhältnis verstrichen ist. 
BGH vom 31.8.2022 – VIII ZR 132/20 – 

 Langfassung im Internet
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In den ersten Jahren des 1981 begonnenen Mietver-
hältnisses – aber jedenfalls vor dem Jahr 1984 – stat-
teten die Mieter das ursprünglich mit Holzdielen ohne 
Fußbodenentwässerung versehene Badezimmer mit 
einem Fliesenfußboden nebst Bodenabfluss aus. Die 
Arbeiten wurden nicht fachgerecht ausgeführt, weil 
eine Dichtung unterhalb der Fliesen nicht erstellt wur-
de.
Im Juli 2016 drang in dem unmittelbar darunter gelege-
nen Badezimmer der Wohnung im dritten Obergeschoss 
schwallartig Wasser durch die Decke. Im Zuge der Scha-
densaufnahme wurde festgestellt, dass die Decke ein-
sturzgefährdet war, weil mehrere Deckenbalken durch 
über Jahre eingedrungene Feuchtigkeit beschädigt wor-
den waren.
Mit der während des fortdauernden Mietverhältnisses 
im Jahr 2017 erhobenen Klage haben die Vermieter 
geltend gemacht, die – auf den Rollstuhl angewiesene 
– Mieterin habe während der letzten zwanzig Jahre re-
gelmäßig außerhalb der Badewanne geduscht, so dass 
Wasser durch den unzureichend abgedichteten Fliesen-
boden in die darunter gelegene Holzkonstruktion einge-
drungen sei. Sie forderten mit der Klage Schadensersatz 
in Höhe von 37 643,09 Euro nebst Zinsen.
Die Mieter haben die Einrede der Verjährung erhoben.
Amts- und Landgericht teilten die Meinung der Mieter.
Dem wollte der BGH nicht folgen.
Die Ansprüche des Vermieters seien entgegen der Auf-
fassung des Berufungsgerichts nicht verjährt. Die An-
wendung der Verjährungshöchstfrist des § 199 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 BGB scheide neben der vorrangigen Sonder-
regelung des § 548 Abs. 1 BGB aus.
Zu Unrecht habe das Berufungsgericht angenommen, 
die erhobenen Ansprüche seien gemäß § 199 Abs.  3 
Satz 1 Nr. 2 BGB bereits während des laufenden 
Mietverhältnisses verjährt, weil sich die den Schaden 
auslösende Pflichtverletzung mehr als 30 Jahre vor der 
Klageerhebung zugetragen habe. Nach § 199 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 BGB verjährten Schadensersatzansprü-
che, unter anderem aus der Verletzung des Eigentums, 
ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis 
oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der 
Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder 
dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an. 
Diese Bestimmung komme im Streitfall indes nicht zum 
Tragen.
Das Berufungsgericht habe verkannt, dass die Vorschrift 
des § 199 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BGB hier nicht anwendbar 
sei, weil § 548 BGB für bestimmte mietrechtliche An-
sprüche eine abschließende Sonderregelung enthalte, 
die der allgemeinen Bestimmung des § 199 Abs. 3 BGB 
vorgehe, so dass eine Verjährung solcher Ansprüche 
vor der Rückgabe der Mietsache nicht eintreten könne. 
Dafür sprächen nicht nur der Wortlaut und die Entste-
hungsgeschichte des § 548 Abs. 1 BGB. Dies folgt viel-
mehr insbesondere auch aus der Gesetzessystematik 
und dem Sinn und Zweck der Vorschrift. Die gegenteili-
ge Ansicht des Berufungsgerichts finde im Gesetz keine 
Stütze.
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Instanzen-Re
Die Anwendung der Verjährungshöchstfrist des § 199 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BGB auf die von § 548 Abs. 1 BGB 
erfassten Ansprüche des Vermieters sei mit der Geset-
zessystematik nicht zu vereinbaren.
Dies ergebe sich bereits aus dem Umstand, dass die Ver-
jährungshöchstfristen des § 199 Abs. 2 bis 4 BGB im 
Allgemeinen Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs normiert 
seien, während § 548 BGB speziellere Regelungen für 
bestimmte mietrechtliche Fallgestaltungen treffe. Der 
Gesetzgeber habe die allgemeinen Regeln des § 199 
BGB „vor die Klammer“ gezogen, wodurch zum Aus-
druck komme, dass diese Bestimmungen nur Anwen-
dung fänden, soweit hiervon gesetzlich nichts Abwei-
chendes bestimmt sei.
Die Sichtweise des Berufungsgerichts, welches sich auf 
die Gesichtspunkte des Rechtsfriedens und der Rechts-
sicherheit berufe, sei auch von Sinn und Zweck des 
§  548 Abs. 1 BGB nicht gedeckt.
Zwar beruhe die Verjährung auf dem Gedanken des 
Schuldnerschutzes, des Rechtsfriedens und der Rechts-
sicherheit. Sie solle den Schuldner davor schützen, we-
gen länger zurückliegender Vorgänge in Anspruch ge-
nommen zu werden, die er nicht mehr aufklären  könne, 
weil ihm Beweismittel für etwa begründete Einwendun-
gen abhandengekommen oder Zeugen nicht mehr auf-
findbar seien. Dies rechtfertige jedoch im Anwendungs-
bereich der Sondervorschrift des § 548 Abs. 1 BGB nicht 
ein Nebeneinander mit der dreißigjährigen Verjährungs-
frist des § 199 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BGB.
Der Gesetzgeber habe sich – auch um das Mietverhältnis 
nicht unnötig zu belasten – dafür entschieden, Rechts-
chtsprechung
frieden und Rechtssicherheit nach Maßgabe des § 548 
Abs. 1 BGB dadurch herzustellen, dass er die Verjährung 
– unabhängig von der Entstehung des Anspruchs – ei-
nerseits erst an die Rückgabe der Mietsache geknüpft 
habe, die Verjährungsfrist andererseits aber – unabhän-
gig von der Entstehung des Anspruchs – auf sechs Mo-
nate beschränkt habe, statt eine Regelverjährung gemäß 
§ 195 BGB vorzusehen. Gerade im Interesse der Rechts-
sicherheit, der Rechtsklarheit und des Rechtsfriedens 
habe der Gesetzgeber mit der gesetzlichen Regelung des 
§ 548 Abs. 1 BGB zeitnah zur Rückgabe der Mietsache 
eine „möglichst schnelle“ Klärung über bestehende An-
sprüche im Zusammenhang mit dem Zustand der Miet-
sache erreichen wollen.
Dazu müsse der Vermieter in die Lage versetzt werden, 
sich durch Ausübung der unmittelbaren Sachherrschaft 
über die Mietsache ungestört ein umfassendes Bild von 
etwaigen Mängeln, Veränderungen und Verschlechte-
rungen zu machen. Der zentrale Gesetzeszweck, den 
Vermieter zu einer möglichst raschen Klärung seiner Er-
satzansprüche anzuhalten, sei daher ausdrücklich an den 
Rückerhalt der Mietsache geknüpft. Diese gesetzgeberi-
sche Wertung würde unterlaufen, wenn eine Verjährung 
von Ansprüchen im Anwendungsbereich des § 548 Abs. 1 
BGB bereits in solchen Fällen einträte, in denen die drei-
ßigjährige Verjährungsfrist des § 199 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
BGB bereits verstrichen sei, bevor der Vermieter die Miet-
sache zurückerhalten habe.
Da vorliegend das Mietverhältnis fortdauerte und die 
Vermieter die Wohnung noch nicht zurückerhalten hat-
ten, hatte der Lauf der Verjährung noch nicht begonnen.
Berliner  
Mietspiegel 2021
Bislang sind folgende Entscheidun-
gen des LG Berlin zum Berliner Miet-
spiegel 2021 bekannt geworden:

L Der Berliner Mietspiegel 2021 
stellt eine ebenso taugliche Schätz-
grundlage für die Ermittlung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete im 
Rahmen von § 287 ZPO dar, wie 
dies für den zuvor maßgeblichen 
Berliner Mietspiegel 2019 galt. Er 
stellt eine nach den Vorgaben der 
Überleitungsvorschrift in Art. 229 
§ 50 Abs. 1 Satz 2 EGBGB zulässige 
Anpassung des Berliner Mietspie-
gels 2019 dar.
Auf die Frage, in welcher Weise der 
Mietspiegel 2019 aus dem vorheri-
gen Mietspiegel 2017 hervorgegan-
gen ist, kommt es nicht an, weil die 
Überleitungsvorschrift allein darauf 
abstellt, ob er am Stichtag (31.12. 
2019) „existiert“ hat. Ebenfalls un -
erheblich ist deshalb, ob der Miet-
spiegel 2019 als qualifizierter oder 
(nur) als einfache Mietspiegel anzu-
erkennen ist (LG Berlin vom 20.7. 
2022 – 66 S 47/22 –, GE 22, 842).

 Langfassung im Internet

L Der Berliner Mietspiegel 2021 
kann unter Berücksichtigung der 
Orientierungshilfe für die Spannen-
einordnung als Schätzgrundlage der 
ortsüblichen Einzelvergleichsmiete 
herangezogen werden. Denn der 
Berliner Mietspiegel 2021 ist (jeden-
falls) ein ordnungsgemäß angepass-
ter („einfacher“) Mietspiegel, der 
den Anforderungen des § 558 c 
Abs. 1, 3 BGB entspricht. Ihm liegt 
weder ein unzutreffender Betrach-
tungszeitraum, damit ein unzutref-
fender Begriff der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete zugrunde, noch wur de 
der Berliner Mietspiegel 2021 – nach 
§ 558 d Abs. 2 Satz 3 BGB unzuläs-
sig – ein zweites Mal fortgeschrie-
ben, da der Berliner Mietspiegel 2019 
neu erstellt und nicht nur „fortge-
schrieben“ worden war (LG Berlin 
vom 24.5.2022 – 65 S 189/21 –, 
WuM 22, 418; GE 22, 690). 

 Langfassung im Internet

L Der Berliner Mietspiegel 2021 ist 
taugliches Begründungsmittel im 
Sinne des § 558 a Abs. 2 BGB.
Ob ein als formales Begründungs-
mittel tauglicher Mietspiegel auch 
für die Ermittlung der zwischen den 
Parteien streitigen ortsüblichen Ver-
gleichsmiete geeignet ist, kann da hin-
stehen, wenn gemäß § 287 ZPO eine 
richterliche Schätzung auf  Grund lage 
eines Vorgängermietspiegels mög-
lich ist (LG Berlin vom 9.6.2022 – 67 
S 50/22 –, WuM 22, 427; GE 22, 
690).

 Langfassung im Internet
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Schöneberg

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins

Beratungszentrum 

Hermannplatz
Hobrechtstraße 28 (Laden, 
zwischen Lenau- und Pflüge

 Zugang im EG rollstuhlge
u Hermannplatz (600 m) 
u Schönleinstaße (350 m)
 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Service

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135, nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

 Zugang im EG über mobile 
Rampe (Stufe 10 cm)
u Seestraße

 
	
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 
Öffnungszeiten 
Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: S 030-226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, 
Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr
Die Beratung findet in unseren Beratungszentren 
oder am Telefon statt.
tungs-
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Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
Corona-Prävention und Beratung 
In der Geschäftsstelle und allen Beratungsstellen finden zurzeit 
 keine Beratungen ohne Terminvereinbarung statt. Bitte verein-
baren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. 
K Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.
K Bitte kommen Sie nach Möglichkeit alleine. Im Beratungszentrum 
Frankfurter Allee kann nur eine Person an der Beratung teilnehmen.
K Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssymptomen wie Hus-
ten und Fieber oder bei einer positiven Testung zu Hause. Wir kön-
nen Sie auch zu dem vereinbarten Termin für eine Telefonberatung 
zurückrufen. Melden Sie sich hierfür vorab telefonisch bei uns.
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Service

Corona-Prävention und Beratung
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), Bus 204

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
@berliner-mieterverein.de
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
In der Geschäftsstelle und allen Bera-
tungsstellen finden zurzeit keine Bera-
tungen ohne Terminvereinbarung statt. 
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen 
Beratungstermin über unser Service-
Weitere Beratungsstellen
ACHTUNG! Diese Beratungsstellen bleiben zwischen Weihnachten 
und Neujahr geschlossen.
telefon S	030-226  260. 

K Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.
K Bitte kommen Sie nach Möglichkeit 
alleine. Im Beratungszentrum Frank-
furter Allee kann nur eine Person an 
der Beratung teilnehmen.
K Bitte bleiben Sie auch bei leichten 
Krankheitssymptomen wie Husten und 
Fieber oder bei einer positiven Testung 
zu Hause. Wir können Sie auch zu dem 
vereinbarten Termin für eine Telefon-
beratung zurückrufen. Melden Sie sich 
hierfür vorab telefonisch bei uns.
 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 
weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204 
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte NeU! 
K	DI 15-17 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungsstelle, 
Perleberger Straße 44 (linker Laden)
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17-19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf

K	Mi 17-19 Uhr
Mittelhof e.V., Königstraße 42-43
(hinter dem Rathaus)
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

Treptow-Köpenick
K	Mi 16-18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als Mitglied eine telefonische Kurz-
beratung – schnell und unbürokratisch. Bitte halten Sie Ihre Mitgliedsnummer bereit 
 (siehe Adressfeld Ihres MieterMagazins) und beachten Sie, dass die telefonische Kurz -
beratung nicht eine umfangreiche Rechtsberatung ersetzen kann. 

Unsere Rechtsschutzversicherung kann im Fall eines Gerichtsverfahrens nur dann grei-
fen, wenn Sie zuvor anhand von Unterlagen in einer unserer Beratungsstellen oder in 
einer Telefonberatung mit Einsicht in Unterlagen beraten wurden. Die Kurzberatung 
am Service-Telefon genügt nicht. 

Um Wartezeiten zu vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt zu Beginn und am Ende 
der Beratungszeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: S 030-226 26-152
Montag bis Freitag 13 bis 16 Uhr sowie Montag und Donnerstag 17 bis 20 Uhr
Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de
Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
online an: www.berliner-mieterverein.de/
mein-bmv.htm
MieterMagazin Online
Energie und Papier einsparen und dabei  
die Vorteile der Digital-Ausgabe nutzen? 
Statt des gedruckten MieterMagazins 
 künftig die Online-Ausgabe lesen? 
Dann melden Sie sich um unter: 
www.berliner-mieterverein.de/
mietermagazin-online.htm
Sie erhalten dann statt der Printausgabe 
per Post künftig die Online-Ausgabe 
in Ihr E-Mail-Postfach.
MieterMagazin 12/2022
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Ausein-
andersetzungen mit Nachbarn oder Mit-
bewoh nern bietet der Berliner Mieterverein 
seinen Mitgliedern eine Beratung zum 
Umgang mit dem Konflikt und bei Bedarf 
ein Media tions verfahren zur einvernehmli-
chen Lösung des Problems an. Die Bera-
tung/Mediation wird von einem Mediator 
 (Konfliktvermittler) durchgeführt. 
Das Angebot ist für Mitglieder des Berliner 
Mietervereins kostenfrei.
MieterMagazin 12/2022
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer 
Terminvereinbarung 
unter S 030-226  260

Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, 
nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
Beratung nur, wenn für das Grundstück 
bereits eine gesonderte Mitgliedschaft be-
steht. Es werden keine neuen Mitglieder 
für diesen Schwerpunktbereich mehr auf-
genommen. 
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
jeden 1. und 3. Mi im Monat 16-18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder 
S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder 
S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
33



MieterMagazin 12/2022

www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de

Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen 
Bezirksaktivengruppen 
auch über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV, 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und 
interessierter Mieter jeden 2. Dienstag 
eines Monat um 18.30 Uhr 
im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich
 immer am 2. Do jeden geraden 
Monats um 18 Uhr im Beratungs-
zentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Kontakt über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
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Service

Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de, S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de, S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de, S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50

Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59

K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow, 
Thomas Meißner, Theo Daniel Diekmann
S & Whats  App 0176 - 50 46 33 11 
(Mo-Sa 9 bis 19 Uhr, per SMS 
& WhatsApp auch sonntags), 
Mail: thomassuckow@yahoo.com 
Der offene Mitgliedertreff 
findet jeden  letz ten Samstag im Monat 
von 16 bis circa 18.15 Uhr statt. 
Ort: Stadtteilladen Krefelder Straße 1 A 
(nahe Kreuzung Alt-Moabit); 
bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln 
und medizinischer Maske  
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
3. Mittwoch im Monat um 19 Uhr 
in der Richardstraße 5 (Räume 
der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Aleksandar Perovic, 
Karin Kemner, Hans-Günther Miethe
K Treffen an jedem ersten Donnerstag 
im Monat um 18 Uhr 
im Platzhaus Teutoburger Platz, 
gegenüber Zionskirchstraße 73 a 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ 
jeden 1. Mi im Monat ab 19 Uhr 
im Familientreff  Wittenau,  
Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Mittwoch im Monat in der 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten

Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260

https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/
https://www.berlin.de/sen/uvk/umwelt/


Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro
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https://www.mietenstopp.de/
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